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269. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS DER 
STADT BIELEFELD 
„Gewerbegebiet südlich der Vinner Straße und östlich der Straße Kreuz-
busch“ 

sowie  

BEBAUUNGSPLAN NR. III/A 20 
„Gewerbegebiet südlich der Vinner Straße und östlich der Straße Kreuz-
busch einschließlich einer Fläche nördlich des Vogelbachs“ 
 

 
 
 

AUSWERTUNG DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG  
ZUM VORENTWURF 
 
 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 30.01.2024 – nach vorheriger Be-
ratung durch die Bezirksvertretung Heepen am 18.01.2024 – die verfahrenseinleitenden Be-
schlüsse für die 269. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) sowie für die Aufstellung 
des Bebauungsplans Nr. III/A 20 gefasst. Die Beschlüsse zur Durchführung der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden – 
nach vorheriger Beratung durch die Bezirksvertretung Heepen am 09.10.2024 – in der Sitzung 
des Stadtentwicklungsausschusses am 05.11.2024 gefasst.  
 
Am 23.01.2025 hatte die Öffentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erörterungster-
mins in der AWO-Tagesstätte in Bielefeld-Altenhagen die Gelegenheit, sich über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zu informieren 
und Fragen zu den Planungen zu stellen. Zusätzlich konnten die Unterlagen über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planungen in der Zeit vom 13.01.2025 bis einschließlich 
30.01.2025 im Internet sowie in der Bauberatung des Bauamts der Stadt Bielefeld und im 
Bezirksamt Heepen eingesehen werden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange wurden gemäß § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom 04.12.2024 um Stellungnahme bis 
zum 31.01.2025 gebeten. 
 
Aufgrund der zeitgleichen Durchführung der Verfahrensschritte sind im Wesentlichen zu bei-
den Planverfahren (269. FNP-Änderung und Aufstellung des Bebauungsplans Nr. III/A 20) 
Stellungnahmen vorgetragen worden. Eine „Trennung“ der Stellungnahmen zu den einzelnen 
Planverfahren ist nicht immer hinreichend möglich. Soweit erforderlich, wird somit in den ein-
zelnen Stellungnahmen der Verwaltung bzw. bei der Berücksichtigung der vorgetragenen Hin-
weise und Anregungen in der Planung auf ihre Bedeutung für das jeweilige Planverfahren 
eingegangen. 
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsschritte vorgetragenen Stellungnahmen werden 
nachstehend wie folgt wiedergegeben:  
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1. Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 Absatz 1 BauGB einschließlich des Vermerks über den öffentlichen Unterrichtungs- und 
Erörterungstermin 

 
2. Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 
 
3. Ergebnis der Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligungen zum Vor-

entwurf und Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf  
 
Die eingegangenen Stellungnahmen beziehen sich auf folgende Vorentwurfsplanungen:  
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VORENTWURF DER 269. FNP-ÄNDERUNG (ohne Maßstab) 
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VORENTWURF DES BEBAUUNGSPLANS (ohne Maßstab) 
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1.  AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG 
DER ÖFFENTLICHKEIT 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind während der Informationsver-
anstaltung zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung einzelne Verständnisfragen 
gestellt worden, die bereits in der Veranstaltung beantwortet werden konnten. Der Vermerk 
über den Unterrichtungs- und Erörterungstermin ist nachfolgend beigefügt. Darüber hinaus 
sind keine Stellungnahmen eingegangen.  
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VERMERK ÜBER DEN ÖFFENTLICHEN UNTERRICHTUNGS- UND ERÖRTERUNGSTER-
MIN  
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2. AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG 
DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sind zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung Äußerungen vorgebracht 
worden. Diese werden im Folgenden tabellarisch mit der jeweiligen Stellungnahme der Ver-
waltung dargestellt. 
 

LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

1 

UMWELTAMT  

Schreiben vom 

18.02.2025 

  

1A 

UNTERE  

NATUR-

SCHUTZBE-

HÖRDE 

 

 

269. Änderung des FNP  

Gegenüber der 269. Änderung des FNP 

bestehen aus Sicht des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege keine generel-

len Bedenken. Eine Entscheidung zur 

Gewerbeentwicklung in diesem Bereich 

wurde im Rahmen der Neuaufstellung 

des Regionalplanes getroffen. 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

unter Berücksichtigung der für diesen Be-

reich im Regionalplan grundlegend er-

folgten Entscheidungen zur Gewerbeent-

wicklung auf FNP-Ebene keine generel-

len Bedenken bestehen. 

 Aufstellung des Bebauungsplanes:  

 Der vorgesehene Untersuchungsumfang 

und Detaillierungsgrad der Umweltprü-

fung ist ausreichend. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung ausreichend sind. Der Um-

weltbericht ist auf dieser Grundlage zum 

Entwurf ausgearbeitet worden. 

 Der Bebauungsplan wird zu erheblichen 

Eingriffen in Natur und Landschaft füh-

ren. Die Eingriffsermittlung und Bilanzie-

rung ist nach der „Numerischen Bewer-

tung von Biotoptypen für die Bauleitpla-

nung in NRW“ 2008 in Verbindung mit der 

„Numerischen Bewertung von Biotopty-

pen für die Eingriffsregelung in NRW“ 

durchzuführen. Die äußere Anpflanzung 

mit heimischen standortgerechten Gehöl-

zen mindert den Eingriff in das Land-

schaftsbild.  

Art, Umfang und Lage der Ausgleichsflä-

chen ist vor der Fertigstellung der Ent-

wurfsunterlagen für die Beteiligung der 

politischen Gremien mit der unteren Na-

turschutzbehörde abzustimmen. Der 

Ausgleich sollte im Nahbereich des Be-

bauungsplangebietes, zumindest mög-

lichst im Stadtbezirk Heepen durchge-

führt werden.  

Auf Grundlage des Bebauungsplanent-

wurfs ist eine detaillierte Eingriffs-/Aus-

gleichsbilanzierung erfolgt – die diesbe-

zügliche Methodik sowie die Ergebnisse 

sind mit der unteren Naturschutzbehörde 

im Vorfeld abgestimmt worden. 

Eingriffsmindernd wirken im Bebauungs-

plan insbesondere die Anpflanzungsflä-

chen in den Randbereichen, die straßen-

begleitenden Baumreihen sowie die Auf-

wertungsmaßnahmen entlang des Vogel-

bachs. Das darüber hinaus ermittelte 

Ausgleichsdefizit von 181.745 Ökowert-

punkten wird über das Ökokonto „Bentru-

per Streuobstwiesen“ abgegolten. Die  

interkomm GmbH hat hierzu mit dem  

Eigentümer des Ökokontos bereits ent-

sprechende vertragliche Vereinbarungen 

getroffen. 
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

 Das Regenrückhaltebecken liegt im Nie-

derungsbereich des Vogelbaches. Der 

Vogelbach mit seinem Umfeld hat für den 

Biotopverbund eine besondere Bedeu-

tung. Dies wird auch durch die Festset-

zung einer Gehölzanpflanzung und eines 

10 m breiten Grünlandstreifens entlang 

des Vogelbaches deutlich. Das Regen-

rückhaltebecken ist daher naturnah, mit 

einem ausreichenden Abstand zum Vo-

gelbach zu errichten. 

Der im Landschaftsplan entlang des Vo-

gelbachs enthaltene 10 m breite Grün-

landstreifen wird beachtet. Das Regen-

rückhaltebecken einschließlich der erfor-

derlichen Umfahrung kann im Ergebnis 

der parallel erfolgten Entwässerungspla-

nungen außerhalb dieses Bereichs um-

gesetzt werden. Zudem wird die Möglich-

keit aufgegriffen, den Gewässerrandbe-

reich durch Bachaufweitungen und Ufer-

abflachungen im Planbereich ökologisch 

aufzuwerten.  

Hinsichtlich der Anregung zur Umsetzung 

eines naturnahen Regenrückhaltebe-

ckens enthält die Stellungnahme der 

Fachbehörde keine weiteren Details bzgl. 

der konkreten Ausgestaltung. Vorgese-

hen ist die Ausgestaltung als offenes Erd-

becken mit einer Böschung von im Mittel 

1:3. Mit Blick auf die nur begrenzt verfüg-

bare Fläche, die durch die Abstandshal-

tung zum Vogelbach zusätzlich reduziert 

wird, ist hier auch zu berücksichtigen, 

dass entsprechend den Abstimmungen 

zwischen Fachbüro, städtischen Umwelt-

betrieb und der unteren Wasserbehörde 

ein Rückhaltevolumen von ca. 2.010 m³ 

nachzuweisen ist und es insofern einer 

entsprechenden Tiefe und Einzäunung 

bedarf, um die mit dem Becken vorrangig 

notwendigen wasserwirtschaftlichen Funk-

tionen sicherstellen zu können. Insofern 

bestehen hinsichtlich einer naturnahen 

Beckengestaltung auch Grenzen. Im Ein-

vernehmen mit der Fachbehörde sind die 

im Bebauungsplan vorgesehenen Rege-

lungen aber ausreichend; weitergehende 

Einzelheiten sind Gegenstand der späte-

ren Ausführungsplanung und des not-

wendigen wasserrechtlichen Genehmi-

gungsverfahrens. In diesem Rahmen 

werden unter anderem auch weiterge-

hende Anpflanzungen (z. B. im Becken-

randbereich und zur Einbindung der An-

lage entlang des Wirtschaftswegs) auf 

die Erfordernisse der künftigen Unterhal-

tung abgestimmt. Auf Grundlage des Be-

bauungsplans besteht dafür ausreichend 

Spielraum. 

 Für das Bebauungsplangebiet liegt be-

reits ein Artenschutzfachbeitrag der NZO 

GmbH vom August 2024 vor. Auf Grund 

Die im Fachbeitrag benannten Maßnah-

men beziehen sich im Wesentlichen auf 

Gebäudeabrisse, die grundsätzlich unab-

hängig von einem Bauleitplanverfahren 
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

der Potentialanalyse zu den Artengrup-

pen Fledermäuse und Vögel sowie der 

Vogelkartierungen aus 2021 NZO GmbH 

sowie aus 2023 Biologische Station Gü-

tersloh-Bielefeld kann eine Betroffenheit 

von planungsrelevanten Tierarten nicht 

ausgeschlossen werden. Um ein Eintre-

ten der Verbotsbestände nach § 44 Abs. 

1 BNatSchG zu vermeiden sind die im Ar-

tenschutzbeitrag genannten Vermei-

dungsmaßnahmen im Bebauungsplan 

festzusetzen. Die Aufnahme als Hinweis 

reicht nicht aus. Wir bitten Folgendes als 

textliche Festsetzung in den Bebauungs-

plan mitaufzunehmen:  

• Die Gebäude innerhalb des Plangebie-

tes sind unmittelbar vor dem Abriss von 

erfahrenen Fachgutachtern auf Fleder-

mäuse und Gebäudebrüter zu kontrol-

lieren. Bei einem Nachweis sind in Ab-

stimmung mit der Unteren Naturschutz-

behörde Vermeidungsmaßnahmen zu 

ergreifen.  

• Räumungsmaßnahmen von Vegeta-

tionsflächen sind nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis zum 28. Februar durchzu-

führen. Außerhalb dieses Zeitraums ist 

bei nicht vermeidbaren Flächenbean-

spruchungen durch eine umweltfachli-

che Baubegleitung sicherzustellen, 

dass die Vegetationsbestände nur ent-

fernt werden, wenn die Flächen frei von 

einer Quartiernutzung durch Vögel 

sind. Falls die Vegetationsflächen als 

Brutstandort genutzt werden, darf die 

Flächeninanspruchnahme erst nach 

der Brutzeit erfolgen. 

• Im Nahbereich des Plangebiets sind 

durch eine sachkundige Person in Ab-

sprache mit der unteren Naturschutz-

behörde am Rand von Gehölzberei-

chen oder Einzelbäumen 6 Nisthilfen 

für Feldsperlinge und Haussperlinge 

mit einem Fluglochdurchmesser von 32 

mm in jeweils mindestens 2,5 m Höhe 

zu installieren (bspw. Schwegler Ni-

schenbrüterhöhle N1 mit einer Schweg-

ler Rosette Sperling 2 oder vergleich-

bare Produkte). Die Nisthilfen sind in 

räumlicher Nähe zueinander anzubrin-

gen (ca. 50 m). 

Die Vermeidungsmaßnahmen sind ana-

log den Bestimmungen des § 17 Abs. 4 

zulässig sind. Entsprechende Rückbau-

maßnahmen seitens der interkomm 

GmbH sind daher unter Berücksichtigung 

der gutachterlichen Anforderungen zwi-

schenzeitlich auch schon erfolgt. Im Zuge 

dessen wurden Fledermäuse nicht fest-

gestellt, es hat sich aber das Erfordernis 

zum Anbringen von einzelnen Ersatz-

quartieren für Schleiereule und Feldsper-

ling ergeben. Diese Maßnahmen sind be-

reits an fachlich geeigneten Gebäuden 

außerhalb des Plangebiets umgesetzt 

worden. Darüber hinausgehende Maß-

nahmen betreffen die absehbar nicht ver-

fügbare Teilfläche GEe1 im Nordwesten, 

westlich der Straße Kreuzbusch (Gebäu-

dekontrolle, Nisthilfen als Ersatz für einen 

festgestellten Brutplatz des Haussper-

lings). Auch wenn eine Einbeziehung die-

ses Grundstücks in die Gewerbegebiets-

entwicklung grundsätzlich wünschens-

wert ist, ist eine Nutzungsaufgabe auf ab-

sehbare Zeit nicht vorgesehen. Für die 

Erschließung des Gewerbegebiets wird 

das Grundstück nicht beansprucht und 

wird insofern zunächst weitgehend un-

verändert bleiben. Unbenommen von der 

vorliegenden Bauleitplanung gelten für 

den Fall einer späteren Baufeldfreima-

chung aber einschlägige bundes- und 

landesgesetzliche Bestimmungen, so 

dass weitergehende Vorgaben im Bebau-

ungsplan nicht erforderlich werden. In 

den Planunterlagen wird zur umfassen-

den Information auf die von Jedermann 

zu beachtenden bundesgesetzlichen Re-

gelungen (hier vor allem §§ 39, 44 

BNatSchG) sowie auf die im Falle eines 

Abrisses auf der betreffenden Teilfläche 

notwendigen Kontrollen hingewiesen. 
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LFD. NR.  
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DATUM 

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

BNatSchG (naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung) im Hinblick auf Art, Um-

fang, Lage und Herstellungszeitpunkt 

konkret zu planen und im Umweltbericht 

und im Artenschutzfachbeitrag darzule-

gen. Darüber hinaus ist die Bereitstellung 

der zur Umsetzung von Maßnahmen not-

wendigen Flächen und die dauerhafte Si-

cherung der Flächen und Maßnahmen 

notwendig. Die erforderlichen Maßnah-

men sind vorab mit der unteren Natur-

schutzbehörde abzustimmen.  

 Der Investor hat die für den Ausgleich 

und für die artenschutzrechtlichen Ver-

meidungsmaßnahmen notwendigen Flä-

chen für das gesamte Plangebiet dauer-

haft bereitzustellen und diese Maßnah-

men auf seine Kosten herzustellen und 

zu finanzieren. Er kann sich dafür auch 

Flächen Dritter bedienen. Dies ist eben-

falls dauerhaft rechtlich zu regeln. Nähe-

res ist im weiteren Verfahren über einen 

Folgemaßnahmenvertrag abschließend 

zu regeln, der vor dem Satzungsbe-

schluss abgeschlossen sein muss. 

Der Hinweis auf erforderliche vertragliche 

Regelungen etc. zur dauerhaften Siche-

rung der Maßnahmen wird zur Kenntnis 

genommen und beachtet. Entsprechend 

notwendige vertragliche Vereinbarungen 

zwischen Stadt und interkomm GmbH 

werden im weiteren Verfahren mit der 

Fachbehörde abgestimmt und vor Sat-

zungsbeschluss geregelt. 

 Die Auswirkungen auf den Landschafts-

plan sind in der Begründung zur TÖB-Be-

teiligung darzustellen. Dabei sollten das 

Regenrückhaltebecken sowie die Zuwe-

gung (private Verkehrsfläche) im Gel-

tungsbereich des Landschaftsplanes ver-

bleiben. 

Das Plangebiet wird vom Geltungsbe-

reich des als Satzung beschlossenen 

Landschaftsplans Bielefeld-Ost erfasst. 

Gemäß § 20 Absatz 4 LNatSchG treten 

bei einer FNP-Änderung im Geltungsbe-

reich eines Landschaftsplans widerspre-

chende Darstellungen und Festsetzun-

gen eines Landschaftsplans mit dem In-

krafttreten des entsprechenden Bebau-

ungsplans außer Kraft, soweit der Träger 

der Landschaftsplanung im Beteiligungs-

verfahren dem FNP nicht widersprochen 

hat.  

Unter Berücksichtigung der Stellungnah-

me der unteren Naturschutzbehörde zur 

269. FNP-Änderung ist daher davon aus-

zugehen, dass bei Inkrafttreten des Be-

bauungsplans Nr. III/A 20 der Geltungs-

bereich des Landschaftsplans sowie die 

Grenzen des Landschaftsschutzgebiets 

„LSG Ravensberger Hügelland“ in den 

betroffenen Teilbereichen entsprechend 

zurücktreten werden. Die Begründung 

wird zum Entwurf entsprechend ergänzt. 

 Hinweis:  

Der Naturschutzbeirat hat der Planung 

zugestimmt und die Festsetzung von 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. 
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

Durchgrünungsmaßnahmen sowie den 

Bau eines naturnahen Regenrückhalte-

beckens angeregt. 

  Zusammenfassend werden die inhaltli-

chen Anregungen in Bezug auf den Be-

bauungsplan in den Planunterlagen wie 

dargelegt aufgegriffen. Auf Grundlage 

der zum Entwurf fortentwickelten Planun-

gen sollen die Planverfahren zur 269. 

FNP-Änderung und zum Bebauungsplan 

Nr. III/A 20 fortgeführt werden. 

1B 

UNTERE WAS-

SERBEHÖR-

DE/GRUND-

WASSER, 

UNTERE AB-

FALLBEHÖR-

DE,  

UNTERE BO-

DENSCHUTZ-

BEHÖRDE  

 

 

Grundwasserschutz/WSG  

Im Bereich des B-Plan-Gebietes können 

zumindest temporär hohe Grundwasser-

stände (weniger als 1 Meter unter Gelän-

deoberkante) vorliegen. Es wird empfoh-

len, Keller wasserdicht („weiße Wanne“, 

„WU-Wanne“) herzustellen. Kellerfenster 

und -schächte sollten durch geeignete 

bauliche Maßnahmen gegen eindringen-

des Oberflächen- und Grundwasser ge-

schützt werden.  

Zur Schonung der Grund- und Trinkwas-

serressourcen sowie der Oberflächenge-

wässer ist zu prüfen, inwieweit anfallen-

des Niederschlagswasser vor Ort genutzt 

werden kann. Hierzu bieten sich bei-

spielsweise (dezentrale) Zisternen an, 

die eine Nutzung der Niederschlagswäs-

ser z.B. zur Grünbewässerung und Toi-

lettenspülung ermöglichen. 

 

 

 

Die Hinweise/Empfehlungen werden zur 

Kenntnis genommen. Sie betreffen die 

Umsetzungsebene und werden zur voll-

ständigen Information an die Bauausfüh-

renden weitergeleitet. Die Hinweise auf 

temporär hohe Grundwasserstände ha-

ben sich im Zuge der Grundlagenauswer-

tung allerdings nicht bestätigt – gemäß 

Bodenkarte sind die anstehenden Böden 

im Bereich der geplanten Bebauung 

grundwasserfrei. Hiervon unbenommen 

wird ein ergänzender Hinweis auf eine 

überflutungssichere Umsetzung von Bau-

maßnahmen zum Entwurf auch in die 

Planunterlagen aufgenommen, ebenso 

wird in der Begründung eine Empfehlung 

zur Brauchwassernutzung ergänzt. Dar-

über hinaus wird im Rahmen der Bauleit-

planung kein weitergehender Handlungs-

bedarf gesehen. 

 Altlasten und Altstandorte, Bodenschutz  

Im weiteren Verlauf der Planungen ist ein 

Bodenmanagementkonzept zu erstellen. 

Dies soll für die Phasen der Baureifma-

chung sowie der Erschließungsarbeiten 

Mengen und Verbleib von aus- und ein-

gebauten Böden im Plangebiet darstel-

len. Ziel ist die frühzeitige Klärung von 

Zwischenlagermöglichkeiten, eine hohe 

Verwertungsquote sowie die Schonung 

von Deponieraum. Grundlage ist u.a. das 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) bzw. 

die dort festgeschriebene Abfallhierar-

chie (Verwertung vor Beseitigung). 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. Sie betrifft die Umsetzungs-

ebene und wird zur umfassenden Infor-

mation an die Bauausführenden weiter-

geleitet. Im Rahmen der Bauleitplanung 

wird kein weiterer Handlungsbedarf ge-

sehen. 
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

1C 

UNTERE WAS-

SERBEHÖRDE 

 

 

Gewässerökologie 

Am südlichen Rand des Plangebietes be-

findet sich der Vogelbach. Maßnahmen 

zum Gewässerschutz, wie z.B. ein aus-

reichender Abstand zwischen RRB und 

Gewässer oder eine Drosselung auf den 

natürlichen Landabfluss sind bei der Auf-

stellung des Entwässerungskonzeptes zu 

beachten. 

 

 

Im Vorfeld der Entwurfsbearbeitung ist 

parallel zum Planverfahren die Entwäs-

serungsplanung konkretisiert und zwi-

schen eingebundenem Fachbüro, städti-

schem Umweltbetrieb und der unteren 

Wasserbehörde abgestimmt worden. Die 

Anforderungen hinsichtlich eines hinrei-

chenden Abstands, der Drosselung etc. 

sind im Zuge dessen geklärt und im Ent-

wässerungskonzept aufgriffen worden. 

Einzelheiten der entwässerungstechni-

schen Erschließung werden im Erläute-

rungsbericht zur Entwässerung darge-

legt, der den Entwurfsunterlagen beige-

fügt wird (siehe dort). 

 Hochwasserschutz  

Überschwemmungsgebiete befinden 

sich nicht im Plangebiet. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. 

 Niederschlagswasserbeseitigung nach  

§ 55 WHG in Verbindung mit § 44 LWG  

Das Plangebiet soll im Trennsystem ent-

wässern und das Regenwasser über ein 

neues Regenrückhaltebecken in den Vo-

gelbach einleiten. Die erforderlichen Vo-

raussetzungen für die Umsetzung des 

Regenrückhaltebeckens werden derzeit 

geprüft und sind im noch aufzustellenden 

Entwässerungskonzept mit aufzuneh-

men.  

Nach der Bodenkarte NRW ist der Unter-

grund nicht geeignet, um das Nieder-

schlagswasser zu versickern. 

 

 

Die Anforderungen der Niederschlags-

entwässerung sind im Zuge der bereits 

genannten Abstimmungen zur Entwässe-

rungskonzeption geklärt worden (siehe 

oben). Eine Genehmigungsfähigkeit die-

ser Entwässerungsplanung ist durch die 

Fachbehörde in Aussicht gestellt worden. 

 Klimaanpassung / Starkregen  

Die hohe Neuversiegelungsrate lässt Be-

einflussungen bei der Verdunstung und 

der Grundwasserneubildung erwarten. 

Es sollte daher im Rahmen des Entwäs-

serungskonzeptes eine Wabila Berech-

nung durchgeführt werden, um die Defi-

zite der Grundwasserneubildung und der 

Verdunstung zu ermitteln und Gegen-

maßnahmen einzuplanen (siehe auch 

Umweltbericht Tabelle 6.1).  

 

Die Empfehlung wird zur Kenntnis ge-

nommen. Hinsichtlich des Umweltbe-

langs Wasser waren in Tabelle 6.1 zum 

Umfang und Detaillierungsgrad allerdings 

keine weitergehenden Untersuchungen 

vorgesehen. Nach Rücksprache mit der 

Fachbehörde wird vorliegenden Pla-

nungsfall an der Erstellung einer Wasser-

haushaltsbilanz auf Ebene der Bauleit-

planung auch nicht festgehalten. Das 

grundsätzliche Ziel, bei Eingriffen in den 

natürlichen Wasserhaushalt Veränderun-

gen für das Wasser in stofflicher und 

mengenmäßiger Hinsicht möglichst ge-

ring zu halten, wird hierdurch nicht in Fra-

ge gestellt. 
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Im Umweltbericht erfolgt eine überschlä-

gige Ermittlung der umweltrelevanten 

Auswirkungen auch bezüglich des 

Grundwassers. Hierzu ist allgemein fest-

zustellen, dass das Plangebiet im Be-

stand nur eine geringe Bedeutung hin-

sichtlich der Grundwasserneubildung 

(Untergrundverhältnisse) sowie eine ge-

ringe Bedeutung hinsichtlich der Ver-

dunstung (intensiver Ackerbau) besitzt. 

Infolge der Planung werden sich die Vo-

raussetzungen auch nicht wesentlich ver-

ändern (weiterhin kaum Versickerung). 

Das aus dem Plangebiet anfallende Nie-

derschlagswasser wird ortsnah in den 

Vogelbach eingeleitet, so dass keine ne-

gativen Auswirkungen auf den Gesamt-

grundwasserhaushalt zu erwarten sind. 

Zudem werden Verdunstungswirkungen 

durch die geplanten Pflanzmaßnahmen 

und die anteiligen Gründächer insgesamt 

unterstützt. 

 Seitens der unteren Wasserbehörde be-

stehen keine Bedenken gegen die Neu-

aufstellung des B-Planes III/A20, wenn 

das Entwässerungskonzept in Abstim-

mung mit dem Umweltamt aufgestellt 

wird. 

Zusammenfassend werden die inhaltli-

chen Anregungen in Bezug auf den Be-

bauungsplan in den Planunterlagen wie 

dargelegt aufgegriffen.  

Auf Grundlage der zum Entwurf fortentwi-

ckelten Planungen sollen die Planverfah-

ren zur 269. FNP-Änderung und zum Be-

bauungsplan Nr. III/A 20 fortgeführt wer-

den. 

2 

UNTERE 

DENKMAL-

SCHUTZBE-

HÖRDE 

Schreiben vom 

17.12.2024 

 

Die Belange der Denkmalpflege gemäß 1 

Abs. 5 BauGB und § 1 DSchG NRW wer-

den nicht berührt, da sich im Plangebiet 

zurzeit keine eingetragenen Bau- und Bo-

dendenkmäler befinden. 

 

Im B-Plan ist folgender Hinweis unter 

Festsetzungen aufzunehmen: 

Bau- und Bodendenkmalschutz 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenk-

mäler (kultur- und/oder naturgeschichtli-

che Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Grä-

ben, Einzelfunde aber auch Veränderun-

gen und Verfärbungen in der natürlichen 

Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spal-

ten, aber auch Zeugnisse tierischen 

und/oder pflanzlichen Lebens aus erdge-

schichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die 

Entdeckung von Bodendenkmälern ist 

 

Der Hinweis betrifft beide Planverfahren. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

die Belange der Denkmalpflege nicht be-

rührt sind. 

Der in den Planunterlagen bereits enthal-

tene grundlegende Hinweis auf die ge-

setzlichen Vorgaben zum Umgang mit 

Bodendenkmälern wird unter Berücksich-

tigung der Stellungnahme der LWL für 

Westfalen (siehe lfd. Nr. 11) redaktionell 

angepasst. Darüber hinaus ist mit Blick 

auf den angeregten Textbaustein jedoch 

festzuhalten, dass es im Rahmen der 

Bauleitplanung ausreichend ist, auf gel-

tende landesrechtliche Regelungen des 

Denkmalschutzgesetzes allgemein auf-

merksam zu machen. Einer ausführlichen 

Wiedergabe des Gesetzestextes bedarf 

es hierzu nicht. 
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der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmal-

behörde und/oder der LWL-Archäologie 

für Westfalen/Außenstelle Bielefeld (Am 

Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 

0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39; E-

Mail: lwl-archaeologie-bieiefeld@lwl.org) 

unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 

Bodendenkmal und die Entdeckungs-

stätte sind bis zum Ablauf von einer Wo-

che nach der Anzeige unverändert zu be-

lassen, wenn nicht die Obere Denkmal-

behörde die Entdeckungsstätte vorher 

freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 

gestattet. Die Obere Denkmalbehörde 

kann die Frist verlängern, wenn die sach-

gerechte Untersuchung oder die Bergung 

des Bodendenkmals dies erfordern und 

dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 

Abs. 2 DSchG NRW). Gegenüber der Ei-

gentümerin oder dem Eigentümer sowie 

den sonstigen Nutzungsberechtigten ei-

nes Grundstücks, auf dem Bodendenk-

mäler entdeckt werden, kann angeordnet 

werden, dass die notwendigen Maßnah-

men zur sachgemäßen Bergung des Bo-

dendenkmals sowie zur Klärung der 

Fundumstände und zur Sicherung weite-

rer auf dem Grundstück vorhandener Bo-

dendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 

4 DSchG NRW). 

3 

LANDESBE-

TRIEB STRA-

ẞENBAU NRW, 

REGIONAL-

NIEDERLAS-

SUNG OWL 

 

Schreiben vom 

09.01.2025 

 

Mit den vorliegenden Bauleitverfahren 

sollen die planungsrechtlichen Voraus-

setzungen für die Erweiterung des Ge-

werbestandorts „Hellfeld“ inkl. Regen-

rückhaltung geschaffen werden.  

 

Gegen die 269. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes bestehen seitens des 

Landesbetriebes Straßenbau NRW, Re-

gionalniederlassung Ostwestfalen-Lippe, 

vom Grundsatz her keine Bedenken.  

Zu FNP 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

 Bezüglich der Aufstellung des Bebau-

ungsplanes Nr. III/A 20 „Gewerbegebiet 

südlich der Vinner Straße und östlich der 

Straße Kreuzbusch einschließlich einer 

Fläche nördlich des Vogelbachs“ nehmen 

wir wie folgt Stellung:  

Die verkehrliche Anbindung des Plange-

bietes an das klassifizierte Straßennetz 

(L 778) soll über die Vinner Straße erfol-

gen. Die Landesstraße 778 ist hier mit 

Zu B-Plan 

Zunächst klarzustellen ist, dass die 

grundlegenden Aussagen der Verkehrs-

untersuchung bereits in den Vorentwurfs-

unterlagen enthalten waren. Auf Nach-

frage ist die Verkehrsuntersuchung der 

Fachbehörde am 28.01.2025 übermittelt 

worden. 

Hiervon unbenommen ist festzustellen, 

dass basierend auf Zähldaten aus 2024 

im Rahmen der Verkehrsuntersuchung 
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14.391 KFZ/d und 869 SV/d sehr stark 

belastet (SVZ 2021). 

Aus den Bauleitplanunterlagen gehen 

keine detaillierten Angaben zum erwar-

tenden Verkehrsaufkommen hervor. Die 

erwähnte „Verkehrliche Stellungnahme 

zur Erweiterung des Gewerbegebietes 

Hellfeld in Bielefeld Altenhagen“ wurde 

nicht mit veröffentlicht. Es wird davon 

ausgegangen, dass in dieser Stellung-

nahme die aus dem Vorhaben resultie-

rende Verkehrsentwicklung ermittelt und 

auch die Leistungsfähigkeit des Knoten-

punktes L 778/Vinner Straße nachgewie-

sen wurde. Eine Durchschrift dieser Un-

tersuchung ist der Straßenbauverwaltung 

vorzulegen.  

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-

kehrs im Zuge der L 778 sind zu gewähr-

leisten. 

Sofern aus verkehrlichen Gründen die 

Verkehrsqualität, die Sicherheit oder 

Leichtigkeit des Verkehrs entlang der 

L 778 bebauungsplanbedingt (BP Nr. 

III/A20) künftig negativ beeinträchtigt 

wird, sind nachträglich zu Lasten der 

Stadt – soweit erforderlich – geeignete 

verkehrsregelnde und/oder bauliche 

Maßnahmen vorzusehen. Der Straßen-

bauverwaltung dürfen in diesem Zusam-

menhang keine zusätzlichen Kosten ent-

stehen. Dies impliziert auch die Unterhal-

tungsmehraufwendungen.  

Es ist zu berücksichtigen, dass von den 

Landesstraßen Lärm - und Schadstof-

femissionen auf das Plangebiet ausge-

hen können. Jegliche Immissionsschutz-

forderungen, die sich infolge der beab-

sichtigten Flächenfestsetzung ergeben, 

werden von hier nicht anerkannt.  

Bei Berücksichtigung der vorgenannten 

Punkte bestehen seitens des Landesbe-

triebes Straßenbau NRW, Regionalnie-

derlassung Ostwestfalen-Lippe, auch ge-

gen die vorliegende Bauleitplanung (BP 

NR. III/A20) keine grundsätzlichen Be-

denken. 

Bitte beteiligen Sie uns am weiteren Ver-

fahren.  

höhere Verkehrszahlen für die L 778, als 

vom Landesbetrieb mitgeteilt, eingeflos-

sen sind (21.000 Kfz/24h). Die sehr 

starke Belastung der L 778 ist insofern 

auf jeden Fall berücksichtigt worden. Für 

eine verkehrssichere Verkehrsabwick-

lung empfiehlt das Gutachterbüro daher, 

am Knoten Vinner Straße / L 778 das 

Linksabbiegen zu unterbinden und statt-

dessen die Verkehre nach rechts über 

den ca. 250 m nördlich vorhandenen 

Kreisverkehr zu abzuleiten. Dieser ist 

nach den Aussagen des Gutachterbüros 

auch unter Berücksichtigung der planin-

duzierten Neuverkehre (ca. 100 Kfz in der 

Spitzenstunde) hinreichend leistungsfä-

hig. Hiervon unbenommen wird die inter-

komm GmbH das laufende Verkehrsmo-

nitoring auch weiterhin fortsetzen. 

 

Von Landesstraßen auf das Plangebiet 

verkehrsbedingt einwirkende Immissio-

nen werden für die angestrebten Nutzun-

gen nicht als problematisch bewertet. 

Darüber hinaus grenzt das Plangebiet 

nicht unmittelbar an die bestehenden 

Landesstraßen an, zwischenliegend sind 

jeweils auch stärker schutzbedürftigere 

(Wohn-)Nutzungen im Außenbereich vor-

handen, für die unabhängig von der vor-

liegenden Bauleitplanung bereits heute 

ein entsprechender Schutzstandard hin-

sichtlich der von den Landesstraßen ver-

kehrsbedingt ausgehenden Immissionen 

gilt. 

 

Zusammenfassend wird davon ausge-

gangen, dass den Belangen von Stra-

ßen.NRW im Rahmen der vorliegenden 

Bauleitplanungen sachgerecht entspro-

chen werden kann. Auf Grundlage der 

zum Entwurf fortentwickelten Planungen 

sollen die Planverfahren zur 269. FNP-

Änderung und zum Bebauungsplan Nr. 

III/A 20 fortgeführt werden. Die Fachbe-

hörde wird im Planverfahren weiter betei-

ligt. 
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4 

AUTOBAHN 

GMBH DES 

BUNDES 

Schreiben vom 

17.02.2025 

 

Das in Rede stehende Plangebiet befin-

det sich unmittelbar westlich der Bun-

desautobahn A 2 und tangiert die 40 m - 

Anbauverbotszone gem. § 9 (1) Bundes-

fernstraßengesetz (FStrG).  

 

Zur 269. Änderung des Flächennut-

zungsplans werden keine grundsätzli-

chen Bedenken seitens der Autobahn 

GmbH geäußert, sofern im Rahmen der 

verbindlichen Bauleitplanung die folgen-

den Hinweise und Beschränkungen be-

rücksichtigt werden.  

Zu FNP 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. Hinsichtlich der die FNP-Ände-

rung betreffende Stellungnahme wird auf 

die nachfolgende Auswertung zum Be-

bauungsplan verwiesen. 

 Aufgrund der Lage des Plangebiets und 

dem Heranrücken an die Autobahn be-

stehen seitens der Autobahn GmbH des 

Bundes Bedenken gegen die vorliegende 

Bauleitplanung. Daher sind für den Be-

bauungsplan Nr. III/A 20 „Gewerbegebiet 

südlich der Vinner Straße und östlich der 

Straße Kreuzbusch“ die nachstehenden 

Beschränkungen und Ergänzungen im 

Zuge des Bauleitplanverfahrens zu be-

achten. 

- Mit der Fertigstellung der L 712n und 

dem Lückenschluss zur B 61 stellt sich 

die Frage, ob die AS (Anschlussstelle) 

Ostwestfalen-Lippe eine zusätzliche 

Verkehrszunahme leistungsfähig abwi-

ckeln kann. Zur Sicherung der Ver-

kehrsqualität kann somit eine Ertüchti-

gung der AS erforderlich werden.  

Die Autobahn GmbH des Bundes hat 

2021 Planungen in der Vorentwurfspha-

se zum Ausbau der AS als plangleiches 

„Kleeblatt“ von Straßen.NRW übernom-

men. Die Ertüchtigung der AS würde 

beidseits der Autobahn eine Fläche von 

ca. 300x300 m benötigen und die Ver-

lagerung der K 6 „Vinner Straße“ (An-

lage 1) bedingen. Sollte das Gewerbe-

gebiet im derzeit geplanten Umfang re-

alisiert werden, wird es zu Konflikten mit 

dem Ausbau kommen.  

Aktuell kann noch kein genehmigter 

Entwurf inkl. möglichen Planfeststel-

lungsverfahren terminiert werden. 

- In die Planzeichnungen der o.g. Bauleit-

pläne sind die Anbauverbots- und Be-

schränkungszonen nach § 9 (1-2) 

FStrG aufzunehmen und zu deklarie-

ren. Maßgeblich für die Ermittlung der 

Zu B-Plan 

Die vorgetragenen Belange betreffen bei-

de Planverfahren und können aufgrund 

der möglichen flächenbezogenen Auswir-

kungen auch nicht losgelöst voneinander 

betrachtet werden. Insofern sind auch die 

Regelungsinhalte der 269. FNP-Ände-

rung insoweit von der Stellungnahme be-

troffen, als dass die geplanten Änderun-

gen bei den Flächendarstellungen nur 

entsprechend des bestehenden Bedarfs 

und der Umsetzbarkeit der Planung erfol-

gen können. 

 

Ein möglicher Ausbau der Anschlussstel-

le war bereits Gegenstand der Abstim-

mungsgespräche zwischen interkomm 

GmbH und Straßen.NRW im Zuge der 

grundlegenden Vorplanungen und -ge-

spräche für die Entwicklung der interkom-

munalen Gewerbe- und Industriegebiets-

entwicklung im Bereich der Stadt Biele-

feld. Im Zuge von Flächenerwerb und 

Plangebietsabgrenzung sind die bis da-

hin zwischen den Beteiligten bekannten 

Flächenbedarfe im Sinne einer „Spiege-

lung“ des bisherigen Anschlusses im Nor-

den auf die südliche Seite berücksichtigt 

worden. Der nunmehr mitgeteilte potenzi-

ell mögliche, aber aktuell nicht absehbare 

Flächenbedarf im Zusammenhang mit ei-

nem Ausbau der Anschlussstelle als „gro-

ßes Kleeblatt“ geht über die bisher be-

kannten Bedarfe sehr deutlich hinaus. 

Soweit aus den zur Verfügung gestellten 

Unterlagen erkennbar ist, handelt es sich 

bei den von Straßen.NRW übernomme-

nen Planungen um ältere Planüberle-

gung aus 02/2016, zudem wird lediglich 
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Zonen ist gem. § 9 FStrG der äußerste 

Rand der befestigten Fahrbahnkante 

(inkl. Standstreifen).  

- Mit der Planung wird die Zulässigkeit 

von hochbaulichen sowie technischen 

Anlagen innerhalb der 40 m – Anbau-

verbotszone planerisch vorbereitet. 

Dem kann im Rahmen der Bauleitpla-

nung nicht zugestimmt werden. Die 

Planzeichnung ist dahingehend anzu-

passen, dass die überbaubaren Flä-

chen des GE4 sowie die Flächen des 

geplanten Regenrückhaltebeckens von 

der Anbauverbotszone abrücken. Auch 

für die nicht überbaubaren Flächen des 

GE4 ist klar zu regeln, dass ebenso Ne-

benanlagen und verfahrensfreie Vorha-

ben innerhalb der Anbauverbotszone 

nicht zulässig sind.  

- Eine Blendwirkung des Verkehrs durch 

Photovoltaikmodule auf den Grund-

stücksreserveflächen ist durch geeig-

nete Maßnahmen auszuschließen. Es 

wird angeregt, eine gutachterliche Stel-

lungnahme nachzureichen, in der dar-

gelegt wird, dass eine Blendung zu je-

dem Zeitpunkt ausgeschlossen werden 

kann.  

- Hochbauten jeder Art sind gem. § 9 (1) 

FStrG innerhalb der 40 m - Anbauver-

botszone, gemessen vom äußeren 

Rand der Fahrbahn, nicht zulässig. Die-

ses betrifft auch alle Aufschüttungen 

und Abgrabungen größeren Umfanges 

sowie Nebenanlagen, auch auf der 

nicht überbaubaren Grundstücksfläche. 

Hierunter fallen auch sämtliche Erdbe-

cken und sonstige Anlagen zur Rück-

haltung und Versickerung des anfallen-

den Oberflächenwassers. Dies ist als 

Hinweis in den Bauleitplan aufzuneh-

men.  

- Gemäß § 9 (2) FStrG bedürfen konkrete 

Bauvorhaben (auch baurechtlich ver-

fahrensfreie Vorhaben) der Zustim-

mung / Genehmigung des Fernstraßen-

Bundesamtes, wenn sie längs der Bun-

desautobahnen in einer Entfernung bis 

zu 100 Meter, gemessen vom äußeren 

befestigten Rand der Fahrbahn, errich-

tet, erheblich geändert oder anders ge-

nutzt werden. Dies ist als Hinweis in den 

Bauleitplan aufzunehmen.  

auf eine mögliche Ausbauvariante (Vari-

ante 1) Bezug genommen. Über andere 

Varianten/Vorplanungen haben weder 

die Stadt Bielefeld noch die interkomm 

GmbH bislang Kenntnis. 

Mit Blick die mitgeteilten Flächenbedarfe 

ist festzustellen, dass neben den vorlie-

genden Plangebietsflächen auch beste-

hende und baulich genutzte Gewerbeflä-

chen östlich der A 2 auf dem Stadtgebiet 

von Bad Salzuflen betroffen wären (nicht 

Teil des Interkomm, aber GIB). Eine voll-

ständige Berücksichtigung der mitgeteil-

ten Ausbauabsichten inkl. der alternati-

ven Weiterführung der K 6 im Rahmen 

der vorliegenden Bauleitplanung hätte 

zur Folge, dass ein ganz wesentlicher 

Teil der westlich anschließend an die A 2 

noch verbleibenden GIB-Potenzialflä-

chen nicht bzw. nur noch sehr einge-

schränkt für die geplante Erweiterung des 

interkommunalen Gewerbegebiets OWL 

genutzt werden könnte. Daher hat die in-

terkomm GmbH zur besseren Einschät-

zung der rechtlichen Ausgangslage und 

dem sich hieraus ergebenden Hand-

lungsspielraum ergänzend einen Fach-

anwalt hinzugezogen, der sich hierzu in 

einem Scheiben entsprechend verhalten 

hat. Aus diesem Schreiben vom 

13.03.2025 wird nachfolgend teilweise zi-

tiert (siehe kursive Textpassagen).  

 

Bezüglich der in der Stellungnahme the-

matisierten Belange ist zunächst zwi-

schen a) den sich aus der bestehenden 

Situation einschließlich der hiermit ver-

bundenen rechtlichen Rahmenbedingun-

gen ergebenden Anforderungen an die 

vorliegenden Bauleitplanungen und b) 

dem Umgang mit den beabsichtigten 

Ausbauplanungen zu unterscheiden.  

 

a) Berücksichtigung der Bestandssitua-

tion 

Gemäß Stellungnahme sind nach dem 

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) die 

Anbauverbots- und Beschränkungszone 

vom bestehenden äußeren Rand der be-

festigten Fahrbahn der A 2 inkl. Stand-

streifen zu messen. Hierfür wurden die 

der vorliegenden Bauleitplanung zugrun-

deliegenden Katasterdaten durch das 
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- Staubentwicklung während der Bautä-

tigkeit und im Regelbetrieb ist durch ge-

eignete Maßnahmen zu unterbinden. 

Ausgehend vom Straßengrundstück 

dürfen keine Baumaßnahmen durchge-

führt werden.  

- Innerhalb der Anbauverbotszone sind 

gem. § 9 (6) FStrG keine Anlagen der  

Außenwerbung zulässig. In der daran 

anschließenden 100 m – Anbaube-

schränkungszone bedürfen alle Werbe-

anlagen der Zustimmung bzw. Geneh-

migung durch das Fernstraßen-Bun-

desamt. Sofern Werbeanlagen außer-

halb der Anbaubeschränkungszone von 

der Autobahn eingesehen werden kön-

nen, ist das Fernstraßen-Bundesamt 

ebenfalls zu beteiligen, um die Anlagen 

hinsichtlich der Verkehrssicherheitsbe-

lange bewerten zu können (§ 33 StVO). 

Die Verbots- und Genehmigungspflicht 

betrifft auch alle temporären Anlagen 

und Schilder.  

- Beleuchtungs- und Werbeanlagen sind 

so zu gestalten, dass die Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs nicht durch 

Blendung oder Ablenkung der Ver-

kehrsteilnehmer beeinträchtigt werden. 

Auf eine hinreichende Abschirmung der 

Freiraum- und Außenbeleuchtung zur 

Autobahn ist zu achten. Die Leucht-

punkthöhen der einzelnen Lichtquellen 

sind möglichst niedrig zu wählen, um 

eine Beeinträchtigung der Verkehrsteil-

nehmer ausschließen zu können. Mo-

bile Anlagen und Fahrzeugbeleuchtun-

gen sind durch wirksame bauliche Maß-

nahmen zur Autobahn abzuschirmen. 

Dies ist als Hinweis in den Bauleitplan 

aufzunehmen.  

- Den Grundstücken der Bundesauto-

bahn darf kein Niederschlagswasser 

aus dem Plangebiet und der Erschlie-

ßungsstraße zugeführt werden.  

- Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, 

dass gegenüber der Autobahn GmbH 

des Bundes weder jetzt noch zukünftig 

aus dieser Planung Ansprüche auf akti-

ven und/oder passiven Lärmschutz 

oder ggfls. erforderlich werdende Maß-

nahmen bzgl. der Schadstoffausbrei-

tung geltend gemacht werden können.  

 

Vermessungsbüro entsprechend er-

gänzt. Ausgehend von der äußeren As-

phaltkante des Standstreifens sind zum 

Entwurf die beiden gemäß § 9 FStrG re-

levanten Zonen gemäß § 9 Absatz 6 

BauGB nachrichtlich in den Bebauungs-

plan übernommen worden. Zudem ist 

auch ein entsprechender Hinweis zur Be-

achtung der Regelungen gemäß § 9 

FStrG auf der Plankarte ergänzt worden. 

Da es sich um eine gesetzliche Pflicht 

handelt, erübrigen sich darüber hinaus 

weitergehende Regelungen dazu im Be-

bauungsplan.  

Die 40 m-Anbauverbotszone tangiert das 

Plangebiet im Südosten der Teilfläche 

GE4, dort ist – unbenommen von dem 

nicht zwingend erforderlichen weiterge-

henden Handlungsbedarf auf Ebene der 

Bauleitplanung – zur Konfliktvermeidung 

eine Rücknahme der überbaubaren Flä-

chen erfolgt (betrifft knapp 200 m²). Wei-

tergehender Regelungsbedarf mit Blick 

auf die betroffenen nicht überbaubaren 

Flächen wird für die vergleichsweise un-

tergeordnete Teilfläche unter Berücksich-

tigung des aufgenommenen Hinweises 

(siehe oben) nicht gesehen.  

Darüber hinaus liegt auch ein Teilbereich 

der geplanten Regenrückhaltefläche in-

nerhalb der 40 m-Zone. Die unter ande-

rem hierzu seitens der Autobahn GmbH 

mitgeteilten Einschränkungen werden 

von der Stadt Bielefeld aber nicht gese-

hen: Zu widersprechen ist dabei der Au-

tobahn GmbH allerdings insoweit, als 

dort im Hinblick auf die Anbauverbots-

zone die Auffassung vertreten wird, dass 

sämtliche Nebenanlagen und verfahrens-

freie Vorhaben, insbesondere auch 

„sämtliche Erdbecken oder sonstige An-

lagen zur Rückhaltung und Versickerung 

des anfallenden Oberflächenwassers" in 

der Anbauverbotszone unzulässig seien. 

Dies ist nur dann und insoweit richtig, als 

es sich bei der jeweiligen baulichen An-

lage um einen „Hochbau" im Sinne des 

§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 FStrG (im Gegen-

satz zu sonstigen „baulichen Anlagen" im 

Sinne des § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 FStrG) 

handelt. Der Schutzzweck der beiden Re-

gelungen ist nämlich unterschiedlich. 

Während es bei § 9 Abs. 2 FStrG auch 

um den Schutz der Ausbauabsichten und 
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Um eine Beteiligung im weiteren Verfah-

ren wird gebeten. 

 

 

Anlagen 

 

 

 

der Straßenbaugestaltung geht, stehen 

bei § 9 Abs. 1 FStrG die Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs im Vorder-

grund. Von dem Anbauverbot sind also 

nur solche baulichen Anlagen betroffen, 

die nach ihrem Erscheinungsbild und ih-

rer Nutzung die Sicht der Straßenbenut-

zer behindern oder deren Aufmerksam-

keit auf sich ziehen könnten. Hochbauten 

im Sinne der Vorschrift sind also (nur) sol-

che baulichen Anlagen, die ganz oder 

teilweise über der Erdgleiche liegen 

(BVerwG, Urteil vom 23.05.1986 4 C 

59/84 -Juris Rn. 10; OVG Münster, Urteil 

vom 03.09.2018 - 11 A 2511/16 -Juris Rn. 

48 ff.; Bender, in: Müller/Schulz, FStrG, 3. 

Aufl. 2022, § 9 Rn. 17 ff.). 

Anhaltspunkte, dass die Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs durch die ge-

plante Regenrückhaltfläche beeinträch-

tigt werden könnte, sind insgesamt nicht 

erkennbar. Zum einen befindet sich un-

mittelbar südlich anschließend an den 

Vogelbach in vergleichbarer Entfernung 

zur Autobahn eine Anlage zur Nieder-

schlagswasserrückhaltung der Autobahn 

selbst. Zum anderen ist entlang der Auto-

bahn in diesem Bereich eine Lärmschutz-

wand vorhanden. Ein Anpassungserfor-

dernis bezüglich der Flächenausdehnung 

des Regenrückhaltbeckens wird insofern 

nicht gesehen, die bisherigen Festset-

zungen werden beibehalten. 

 

Die 100 m Anbaubeschränkungszone er-

streckt sich parallel zur Autobahn in etwa 

bis zur Wendeanlage der östlich geplan-

ten Stichstraße (betroffen sind Teilberei-

che von GE2 und GE3) und erfasst dar-

über hinaus über die Hälfte der geplanten 

Regenrückhaltefläche. Gemäß den ge-

setzlichen Regelungen bedürfen bauliche 

Anlagen innerhalb der Anbaubeschrän-

kungszone der Zustimmung der obersten 

Landesstraßenbaubehörde; diese kön-

nen gemäß § 9 Absatz 3 FStrG nur ver-

sagt oder mit Bedingungen und Auflagen 

erteilt werden, soweit dies wegen der Si-

cherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, 

der Ausbauabsichten oder der Straßen-

baugestaltung nötig ist. Allerdings gilt 

auch dies nicht einschränkungslos. Viel-

mehr müssen die Ausbauabsichten so 

weitgehend konkretisiert sein, dass die 
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reale Möglichkeit ihrer Durchführung be-

steht. Es muss sich um eine „verfestigte 

Straßenplanung" handeln, welche in 

Konflikt mit den künftig zulässigen bauli-

chen Anlagen steht (BVerwG, Beschluss 

vom 10.12.1979 - 4 B 254/79 -Juris Rn. 

6; Bender, a.a.O., § 9 Rn. 69). Mögliche 

Anhaltspunkte für eine „verfestigte Stra-

ßenplanung“ sind z. B. eine förmliche 

Auslegung der Planunterlagen, eine kon-

kretisierte und von den Behörden gebil-

ligte Trassierung oder im Einzelfall auch 

ein grundlegend vorgesehener Ausbau 

nach Fernstraßenausbaugesetz (siehe 

dort Anlage 1). Eine unverbindliche 

Wunschplanung kann für derartigen Ent-

scheidungen nicht herangezogen wer-

den. 

Entsprechend konkrete Ausbauabsichten 

sind der Stadt Bielefeld bislang nicht be-

kannt und werden auch nicht in der ge-

setzlichen Bedarfsplanung für die Bun-

desfernstraßen vorgesehen. Sie können 

hinsichtlich des erforderlichen Konkreti-

sierungsgrads auch nicht aus den Aus-

führungen der Autobahn GmbH abgelei-

tet werden, vielmehr weist die Autobahn 

GmbH selbst darauf hin, dass noch keine 

genehmigten Entwurfsplanungen etc. 

vorliegen. Insofern geht die Stadt Biele-

feld mit bisheriger Kenntnis davon aus, 

dass eine Genehmigungsfähigkeit von 

Vorhaben im Sinne der Festsetzungen 

des Bebauungsplans innerhalb der 

100 m-Zone grundsätzlich möglich ist 

und der Bebauungsplan somit vollzugsfä-

hig und erforderlich im Sinne des § 1 Ab-

satz 3 BauGB ist. Der fernstraßenrechtli-

che Genehmigungsvorbehalt ist einzel-

fallbezogen in den jeweiligen Genehmi-

gungsverfahren bei der Umsetzung des 

Bebauungsplans zu berücksichtigen. Auf 

die gesetzlichen Vorgaben wird im Be-

bauungsplan hingewiesen (siehe oben). 

 

Allgemein wird die Gefahr von Blendwir-

kungen des Verkehrs durch PV auf mög-

lichen Grundstücksreserveflächen und 

damit die Notwendigkeit zur Einholung ei-

ner fachgutachterlichen Stellungnahme 

nicht gesehen. Entsprechende Module 

erreichen allenfalls eine maximale Höhe 

von 3–4 m. Die Autobahn ist durch eine 
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dichte und hoch gewachsene Gehölzan-

pflanzung und/oder eine Lärmschutz-

wand durchgängig vom Plangebiet abge-

schirmt und auch das Plangebiet selbst 

wird durch eine Anpflanzung entspre-

chend eingebunden. Eine Relevanz von 

Blendwirkungen ist insofern nicht erkenn-

bar. Ergänzend wird aber darauf hinge-

wiesen, dass sich die Stadt unabhängig 

davon zum Entwurf zu einem vollständi-

gen Ausschluss von Freiflächensolaran-

lagen entschieden hat, so dass derartige 

(Zwischen-)Nutzungen auf Grundstücks-

reserveflächen nicht mehr relevant sind. 

 

Die auf das Plangebiet einwirkenden Ver-

kehrslärmemissionen der A 2 sind gut-

achterlich überprüft worden. Aufgrund 

der oberhalb von GE-typischen Werten 

sowie in Teilen auch oberhalb von ge-

sundheitsgefährdenden Lärmpegeln er-

mittelten Geräuschvorbelastung vor al-

lem während der Nachtzeit wird vorbeu-

gend betriebsgebundenes Wohnen aus-

geschlossen. Darüber hinaus stellen pas-

sive Schallschutzmaßnahmen basierend 

auf Lärmpegelbereichen gemäß DIN 

4109 sicher, dass Büronutzungen und 

Ähnliches hinreichend vor einwirkendem 

Verkehrslärm geschützt und damit ge-

sunde Arbeitsverhältnisse gewährleistet 

werden können. 

 

 

b) Berücksichtigung der Ausbauabsich-

ten („großes Kleeblatt“) 

Die mitgeteilten fachplanerischen Absich-

ten stellen – wie dargelegt – nach Ein-

schätzung der Stadt Bielefeld noch keine 

verfestigte Straßenplanung dar (siehe 

oben). Etwas anders verhält es sich hin-

gegen hinsichtlich des planfestgestellten 

Ausbauvorhaben der L 712n. Dieses be-

reits in Umsetzung befindliche Ausbau-

vorhaben stellt eine verfestigte Straßen-

planung dar. Nach Einschätzung der 

Autobahn GmbH wäre infolge hierdurch 

ggf. zu erwartender Mehrverkehre eine 

Ertüchtigung der Anschlussstelle nicht 

auszuschließen. Anhaltspunkte, dass 

eine derartige Größenordnung eintreten 

könnte, werden seitens der Stadt Biele-

feld nicht gesehen. Die Stellungnahme 
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verweist hierzu lediglich auf eine mögli-

che künftige Notwendigkeit zum Ausbau 

der Anschlussstelle in Abhängigkeit der 

künftigen Verkehrsmengen, die nicht hin-

reichend konkret ist. Zudem erschließt 

sich nicht, weshalb durch die Fertigstel-

lung der L 712n eine erhebliche Zu-

nahme der Verkehrsmenge an der An-

schlussstelle zu erwarten wäre, da die 

L 712n lediglich eine Entlastung der bis-

herigen Zuwegungen in Richtung der An-

schlussstelle Ostwestfalen-Lippe dar-

stellt (siehe unten) und keinen Anschluss 

für Gebiete schafft, die bislang andere 

verkehrsgünstiger gelegene Autobahn-

anschlussstellen hätten nutzen können. 

 

Darüber hinaus wird auch Bezug genom-

men auf die bisherigen Planvorhaben 

(Straße, Baugebiete) in diesem Bereich 

bzw. die in diesem Zusammenhang je-

weils erstellten Verkehrsprognosen so-

wie auf bekannte Verkehrsdaten. Die 

Stadt ist sich dabei bewusst, dass diese 

Werte aus unterschiedlichen Zeiträumen 

stammen und aufgrund methodischer 

Unterschiede auch gewisse Differenzen 

zwischen den Verkehrsmengen auftreten 

können. Gleichwohl ist diesbezüglich Fol-

gendes festzustellen: 

- Laut Planfeststellungsbeschluss für den 

Neubau der L 712n, IV. Bauabschnitt 

zwischen der B 61 und der L 778 auf 

dem Gebiet der Städte Bielefeld und 

Herford ist der Abschnitt als anbaufreie 

Verbindungsstraße ohne Erschlie-

ßungsfunktion geplant. Mit dem geplan-

ten Netzschluss angestrebt wird eine 

weitergehende Entlastung des angren-

zenden nachgeordneten Straßennetzes 

– insbesondere mit Blick auf die Ver-

kehre, die bislang über die L 779 (Milser 

Straße) und die K 4 (Elverdisser Stra-

ße) durch die bebaute Ortslage geführt 

werden. Bereits in den damaligen Ver-

kehrsuntersuchungen waren neben den 

bestehenden auch perspektivisch noch 

nicht umgesetzte Interkomm-Entwick-

lungspotenziale enthalten.  

- In den Verkehrsuntersuchungen für die 

Interkomm-Teilabschnitte „Hellfeld“ (B-

Plan Nr. III/A 14) und „Hellfeld-West“ (B-

Plan Nr. III/A 17) wurde der Ausbau der 
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L 712n und damit die mit dem Lücken-

schluss zu erwarteten Mehrverkehre 

auf dem bereits vorhandenen Abschnitt 

der L 712n östlich der L 778 und der An-

schlussstelle Ostwestfalen bereits be-

rücksichtigt. Die im Zuge der Planung 

zum B-Plan Nr. III/A 17 prognostizierten 

Gesamtverkehrsmengen für 2025/2030 

lagen für den betreffenden Abschnitt 

der L 712n bei ca. 24.000–24.800 Kfz. 

In diesem Planverfahren hatten sich 

keine Hinweise auf eine potenzielle 

Überlastung der Landesstraße bzw. der 

Anschlussstelle ergeben. 

- Auch im Zuge des vorliegenden Aufstel-

lungsverfahrens ist durch Straßen.NRW 

auf eine ggf. problematische Leistungs-

fähigkeit der L 712n bislang nicht hinge-

wiesen worden – insofern ist zunächst 

davon auszugehen, dass auf dem be-

reits vorhandenen Abschnitt der L 712n 

zwischen L 778 und Anschlussstelle 

der A 2 eine besondere Problemlage im 

Zusammenhang mit der vorliegenden 

Bauleitplanung aktuell nicht gesehen 

wird. Zuletzt in der Straßeninformati-

onsbank Nordrhein-Westfalen (NWSIB) 

veröffentlichte Verkehrsdaten für den 

bestehenden Abschnitt der L 712n 

stammen aus dem Jahr 2019 weisen 

mit ca. 18.600 Kfz/d auf vergleichswei-

se geringere Belastungen hin als die 

o. g. Prognosen. Zu diesem Zeitpunkt 

war der erste Interkomm-Teilabschnitt 

bereits zu großen Teilen verwirklicht; 

diese Größenordnung entspricht im 

Wesentlichen auch den für den ersten 

Teilabschnitt prognostizierten Belas-

tungszahlen bei Nichtberücksichtigung 

des IV. Bauabschnitts der L 712n – in-

sofern kann grundsätzlich von realisti-

schen Ergebnissen der damaligen Un-

tersuchung ausgegangen werden. (Aus 

der Verkehrszählung 2021 werden für 

diesen Abschnitt keine Werte ange-

zeigt.)  

- Aus der Verkehrsuntersuchung im Rah-

men der aktuellen Bauleitplanungen 

lassen sich keine Verkehrsmengen für 

den Bestandsabschnitt L 712n ableiten. 

Es werden jedoch in Summe insgesamt 

weniger als 2.000 zusätzliche Kfz-Fahr-

ten am Tag prognostiziert. Nach den 
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gutachterlichen Darstellungen wird die 

L 778 ca. 2/3 davon aufnehmen, zudem 

wird eine ausreichende Leistungsfähig-

keit des Kreisverkehrs, der auch der An-

bindung an die L 712n dient, beschei-

nigt. Außerdem weist das Gutachter-

büro darauf hin, dass im Abgleich mit 

den im Rahmen der Gutachtenerstel-

lung ermittelten Verkehrszahlen die für 

die beiden zuletzt entwickelten Inter-

komm-Teilabschnitte prognostizierten 

Gesamtverkehre wahrscheinlich über-

schätzt waren, da trotz weitgehender 

Realisierung der GE-/GI-Flächen im 

Bestand nur ca. 70 % dieser Verkehre 

erfasst wurden.  

 

Dem Schreiben der Autobahn GmbH 

kann nicht entnommen werden, dass be-

reits durch die bestehenden Verkehre 

eine vollständige Auslastung der Leis-

tungsfähigkeit der Autobahn-Anschluss-

stelle gegeben ist. Darüber hinaus könn-

ten bei Bedarf aus Sicht der Stadt Biele-

feld zunächst auch flächensparendere 

Ausbaumaßnahmen im Bereich der be-

stehenden Anschlussstelle zu Verbesse-

rungen führen (z. B. durch Ausbau/Er-

gänzung einer zweiten Fahrspur).  

Die potenziellen Ausbauplanungen der 

Anschlussstelle bedingen gemäß Stel-

lungnahme zudem eine Verlagerung der 

Vinner Straße (K 6). Ob die seitens der 

Autobahn GmbH vorgeschlagene verleg-

te Führung der Vinner Straße oder ob ggf. 

auch eine Abbindung bzw. eine Mitnut-

zung der neuen Planstraßen aus Sicht 

der betroffenen Kommunen sinnvoller 

wäre, kann mit derzeitigem Kenntnis-

stand nicht abschließend beurteilt wer-

den. Die Stadt geht jedoch davon aus, 

dass in diesem Zusammenhang bei Be-

darf auch eine flächensparendere Lö-

sungsvariante gefunden werden könnte. 

 

Zusammenfassend wird insofern vorge-

schlagen, die von der Autobahn GmbH 

skizzierte Ausbauplanung zu einem voll-

ständigen „Kleeblatt“ im Rahmen der vor-

liegenden Bauleitplanverfahren nicht zu 

berücksichtigen, da aus der abgegebe-

nen Stellungnahme weder eine konkrete 

Bestrebung zum Ausbau des Knoten-
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punkts, noch ein zeitlicher Horizont hier-

für zu erkennen ist. Die bislang geplanten 

Flächendarstellungen der 269. FNP-Än-

derung sowie die Festsetzungen des Be-

bauungsplans erlauben ggf. einen zu-

sätzlichen Ausbau der A 2 und werden 

unter Berücksichtigung der genannten 

Anpassungen im Bebauungsplan somit 

als sachgerecht bewertet. Die Planungen 

sind nach Überprüfung der vorliegenden 

Erkenntnisse sicher vollzugsfähig und 

damit erforderlich im Sinne des § 1 Ab-

satz 3 BauGB, um die verfolgten Pla-

nungsziele zu erreichen.  

 
Auf Grundlage der zum Entwurf fortentwi-
ckelten Planungen sollen die Planverfah-
ren zur 269. FNP-Änderung und zum Be-
bauungsplan Nr. III/A 20 fortgeführt wer-
den. 

5 

BEZIRKSRE-

GIERUNG 

DETMOLD/ 

DEZ. 33 

2 Schreiben 

vom 22.01.2025 

 

FNP 

Die vorgelegte Planung wurde hinsicht-

lich der Belange der Agrarstruktur, der 

allgemeinen Landeskultur, des Immissi-

onsschutzes (nur Achtungsabstände 

nach KAS-18), des Grundwasserschut-

zes, des Hochwasserschutzes und des 

kommunalen Abwassers geprüft. 

Als Träger öffentlicher Belange bestehen 

keine Bedenken. 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

hinsichtlich der geprüften Belange keine 

Bedenken bestehen. 

 Hinweise des Dezernats 54 (Wasserwirt-

schaft): 

Die zurzeit, durch Abwassereinleitungen 

aus dem Staukanal Kafkastraße, schon 

sehr angespannte Abflusssituation im 

Vogelbach muss bei der Bemessung des 

Rückhaltebeckens für Niederschlags-

wasser aus dem geplanten Gewerbege-

biet berücksichtigt werden. 

Zu Dezernat 54: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. Sich für die übergeordnete FNP-

Ebene ableitender Handlungsbedarf ist 

nicht erkennbar. Ergänzend wird auf die 

Behandlung der Stellungnahme zum Be-

bauungsplan Nr. III/A 20 verwiesen (sie-

he nachfolgend). 

 Hinweise des Dezernats 52 (Boden-

schutz):  

1. Nach § 1 LBodSchG NRW soll mit 

Grund und Boden sparsam und scho-

nend umgegangen werden. Die geplante 

„Gewerbliche Baufläche“ und die „Grün-

fläche“ - Fläche für die Wasserwirtschaft, 

den Hochwasserschutz und die Rege-

lung des Wasserabflusses, hat eine Grö-

ße ca. 13,3 ha und umfasst überwiegend 

Zu Dezernat 52: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen. Für die vorbereitende Pla-

nungsebene spielen im Zusammenhang 

mit den Flächenausweisungen insbeson-

dere Fragen der bedarfsgerechten Inan-

spruchnahme von Fläche/Boden sowie 

der Standortentscheidung eine Rolle, 

darüber hinaus- bzw. weitergehende As-

pekte wie eine möglichst effektive/spar-

same Flächenausnutzung, der Ausgleich 

nachteiliger Auswirkungen, der Umgang 
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bisher landwirtschaftlich genutzte unver-

siegelte Flächen. 

2. Gemäß Karte der schutzwürdigen Bö-

den des Geologischen Dienstes NRW 

sind die Böden in den Plangebieten A und 

B als schutzwürdige fruchtbare Böden mit 

hoher und sehr hoher Funktionserfüllung 

als Regelungs- und Pufferfunktion / na-

türliche Bodenfruchtbarkeit eingestuft. 

Die bisher landwirtschaftlich genutzten 

Böden können darüber hinaus noch als 

weitgehend naturnah bezeichnet werden. 

Im Rahmen der Planungen sind Boden-

versiegelungen auf das notwendige Maß 

zu begrenzen. Böden, welche die natürli-

chen Bodenfunktionen im besonderen 

Maße erfüllen, sind besonders zu schüt-

zen (Vorsorgegrundsatz des § 1 

LBodSchG NRW). 

3. Für nicht vermeidbare Bodeninan-

spruchnahmen sind die erforderlichen 

Kompensationsmaßnahmen zum Aus-

gleich nachteiliger Auswirkungen auf die 

Schutzgüter Boden und Fläche in den 

weiteren Verfahren auch unter Aspekten 

des Bodenschutzes (z.B. Entsiegelung 

bereits versiegelter Flächen, Bodenlo-

ckerung bei verdichteten Flächen etc.) 

festzulegen. 

4. Werden bei der Durchführung von 

Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchun-

gen oder ähnlichen Eingriffen in den Bo-

den und in den Untergrund Anhaltspunk-

te für das Vorliegen einer Altlast oder 

schädlichen Bodenveränderungen fest-

gestellt, besteht nach § 2 Abs. 1 

LBodSchG eine Mitteilungspflicht an die 

zuständige Behörde. 

 

Begründung: 

Die Bezirksregierung Detmold als obere 

Bodenschutzbehörde ist zuständig für 

Anlagen nach § 2 ZustVU, sogenannte 

Zaunanlagen. Soweit für Grundstücke 

der vorgenannten Anlagen, bis zum 

31.12.2009, bereits Einträge in einen Ka-

taster im Sinne von § 8 LBodSchG oder 

§ 30 LAbfG erfasst worden sind, bleibt für 

diese Flächen oder Teilflächen die kreis-

freie Stadt / der Kreis zuständige Boden-

schutzbehörde (Spezialregelung der Nr. 

6 des Anhangs II ZustVU).  

mit Altlasten etc. sind auf der nachgela-

gerten Planungsebene bzw. im Rahmen 

der Umsetzung relevant. 

 

Die Inanspruchnahme schutzwürdiger 

Böden zugunsten einer gewerblichen 

Entwicklung stellt grundsätzlich einen 

Zielkonflikt im Rahmen der Bauleitpla-

nung dar, über den abwägend zu ent-

scheiden ist. Dass ein dringender Bedarf 

an Gewerbeflächen in Bielefeld besteht, 

der nicht in ausreichendem Umfang auf 

innerstädtischen Gewerbebrachen etc. 

gedeckt werden kann, ist unstrittig – dies-

bezüglich wird auf die Begründung zur 

269. FNP-Änderung verwiesen. 

 

Darüber hinaus wurde die grundlegende 

Entscheidung für eine vorrangige ge-

werbliche Entwicklung im Planbereich 

vorliegend bereits im Rahmen der Neu-

aufstellung des Regionalplans getroffen. 

Durch die Ausweisung als Bereich für ge-

werbliche und industrielle Nutzungen 

(GIB) mit regionaler Bedeutung ist der 

Planbereich Vorranggebiet für eine ent-

sprechende Entwicklung. Da ein Vor-

ranggebiet als Ziel der Raumordnung im 

Sinne von § 3 Absatz 1 Nr. 2 ROG zu be-

werten ist, gilt die Vorhaltung der Flächen 

und damit auch die grundlegende Inan-

spruchnahme schutzwürdiger Böden zu-

gunsten einer GIB-Entwicklung bereits 

auf der übergeordneten Planungsebene 

als endabgewogen. 

 

Die untere Bodenschutzbehörde ist im 

Verfahren ebenfalls beteiligt worden 

(siehe lfd. Nr. 1B). 
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Für die Berücksichtigung der Boden-

schutzbelange hinsichtlich vorsorgenden 

Bodenschutzes, Verdachtsflächen, 

schädliche Bodenveränderungen, altlast-

verdächtige Flächen und Altlasten außer-

halb von Zaunanlagen sind die Unteren 

Bodenschutzbehörden zuständig 

(Grundzuständigkeit nach § 1 Abs. 3 

ZustVU). 

Nach einem Abgleich mit den GIS-Kar-

tenwerk des Dezernates 52 sind für den 

o.a. Planbereich keine Zaunanlagen re-

gistriert (vergl. a. Anlage Karte). 

 

Zur Thematik Bodenschutz ist die Untere 

Bodenschutzbehörde der Stadt Bielefeld 

im Verfahren zu beteiligen. 

Hierzu weise ich nachrichtlich auf fol-

gende zu beachtende Bodenschutzas-

pekte hin: 

• Altlasten 

Nach einem Abgleich mit dem GIS-Kar-

tenwerk des Dez. 52 sind für die Plan-

bereiche A und B keine Einträge im Alt-

lastenkataster der Stadt Bielefeld er-

fasst. 

• Fläche 

Nach dem Vorsorgegrundsatz des § 1 

LBodSchG NRW soll mit Grund und 

Boden sparsam und schonend umge-

gangen werden. 

Die geplante „Gewerbliche Baufläche“ 

und die „Grünfläche“ - Fläche für die 

Wasserwirtschaft, den Hochwasser-

schutz und die Regelung des Wasser-

abflusses, umfassen ca. 13,3 ha. Die 

Flächen sind im wirksamen Regional-

plan OWL als „Bereich für gewerbliche 

und industrielle Nutzungen (GIB) mit re-

gionaler Bedeutung“ festgelegt. 

Im gültigen Flächennutzungsplan 

(FNP) der Stadt Bielefeld sind die Än-

derungsbereiche A und B als „Fläche 

für die Landwirtschaft“ gekennzeichnet. 

Der Teilbereich (B) ist zusätzlich mit 

dem Hinweis „geeignete Erholungs-

räume“ versehen (vergl. a. Hinweis 1). 

• Schutzwürdige und naturnahe Böden 

Im Rahmen der Planungen sind Boden-

versiegelungen auf das notwendige 

Maß zu begrenzen. Böden, welche die 

natürlichen Bodenfunktionen im beson-

deren Maße erfüllen, sind besonders zu 
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schützen (Vorsorgegrundsatz des § 1 

LBodSchG NRW). 

Gemäß Karte der schutzwürdigen Bö-

den des Geologischen Dienstes NRW 

sind die Böden vom Bodentyp Para-

braunerden und Pseudogley-Brauner-

den in den Planbereichen A und B als 

schutzwürdige fruchtbare Böden mit 

hoher und sehr hoher Funktionserfül-

lung als Regelungs- und Pufferfunktion 

/ natürliche Bodenfruchtbarkeit einge-

stuft. Die bisher landwirtschaftlich ge-

nutzten Böden können darüber hinaus 

noch als weitgehend naturnah bezeich-

net werden. 

Die Flächeninanspruchnahme durch 

Versiegelung von schutzwürdigen und 

naturnahen Böden ist im Rahmen der 

weiteren Planungen auf das unbedingt 

erforderliche Maß zu minimieren (vergl. 

a. Hinweis 2). 

• Ausgleichsmaßnahmen für nicht ver-

meidbare Bodeninanspruchnahmen 

Für nicht vermeidbare Bodeninan-

spruchnahmen sind die erforderlichen 

Kompensationsmaßnahmen zum Aus-

gleich nachteiliger Auswirkungen auf 

die Schutzgüter Boden und Fläche in 

den weiteren Verfahren zu bestimmen 

und festzulegen. Dabei sollte die Wahl 

der Ausgleichsmaßnahmen auch unter 

Aspekten des Bodenschutzes erfolgen 

(z.B. Entsiegelung bereits versiegelter 

Flächen, Bodenlockerung bei verdich-

teten Flächen etc.) / (vergl. a. Hinweis 

3). 

• Mitteilungspflicht 

Werden bei der Durchführung von Bau-

maßnahmen, Baugrunduntersuchun-

gen oder ähnlichen Eingriffen in den 

Boden und in den Untergrund Anhalts-

punkte für das Vorliegen einer Altlast 

oder schädlichen Bodenveränderun-

gen festgestellt, besteht nach § 2 Abs. 

1 LBodSchG eine Mitteilungspflicht an 

die zuständige Behörde (vergl. a. Hin-

weis 4). 
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 Anlage: Karte 

 

 

 B-Plan 

die vorgelegte Planung wurde hinsichtlich 

der Belange der Agrarstruktur, der allge-

meinen Landeskultur, des Immissions-

schutzes (nur Achtungsabstände nach 

KAS-18), des Grundwasserschutzes, des 

Hochwasserschutzes und des kommuna-

len Abwassers geprüft. 

Als Träger öffentlicher Belange bestehen 

keine Bedenken. 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

hinsichtlich der geprüften Belange keine 

Bedenken bestehen. 

 Hinweise des Dezernats 54 (Wasserwirt-

schaft): 

Die zurzeit, durch Abwassereinleitungen 

aus dem Staukanal Kafkastraße, schon 

sehr angespannte Abflusssituation im 

Vogelbach muss bei der Bemessung des 

Rückhaltebeckens für Niederschlags-

wasser aus dem geplanten Gewerbege-

biet berücksichtigt werden. 

Zu Dezernat 54: 

Im Vorfeld der Entwurfsbearbeitung ist 

parallel zum Planverfahren die Entwäs-

serungsplanung konkretisiert und zwi-

schen eingebundenem Fachbüro, städti-

schem Umweltbetrieb und unterer Was-

serbehörde abgestimmt worden. Im Zuge 

dessen sind unter Beachtung der hydrau-

lischen Kapazitäten Anforderungen an 

die Bemessung der Regenrückhaltung 

von den zuständigen Fachbereichen for-

muliert und den Berechnungen aufgegrif-

fen worden. Eine Genehmigungsfähigkeit 

dieser Entwässerungsplanung ist durch 

die untere Wasserbehörde in Aussicht 

gestellt worden. Einzelheiten der entwäs-

serungstechnischen Erschließung wer-

den im Erläuterungsbericht zur Entwäs-

serung dargelegt, der den Entwurfsunter-

lagen beigefügt wird (siehe dort). 

6 

LANDWIRT-

SCHAFTS-

KAMMER NRW 

Schreiben vom 

13.02.2025 

 

Zu der vorbezeichneten Planung nehme 

ich als Träger öffentlicher Belange-Land-

wirtschaft- für die Landwirtschaftskam-

mer NRW, Kreisstelle Herford-Bielefeld 

wie folgt Stellung:  

 

Mit der Planung soll das Ziel der pla-

nungsrechtlichen Erweiterung des Stand-

orts „Hellfeld“ in Bielefeld-Heepen ver-

 

Die Stellungnahme betrifft beide Planver-

fahren. Zu den Hinweisen und Anregun-

gen ist im Einzelnen Nachfolgendes fest-

zuhalten. 

 

Zu Ausgleichsmaßnahmen: 

Der extern zu erbringende Kompensati-

onsbedarf wird vollumfänglich über das 

Ökokonto „Bentruper Streuobstwiesen“ 
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folgt werden, um die Entwicklung der mit-

telständischen Wirtschaftsstruktur in der 

Region zu fördern.  

 

Aufgrund der sich verschärfenden Flä-

chenknappheit ist die Landwirtschaft drin-

gend auf die nicht vermehrbaren landwirt-

schaftlich genutzten Flächen angewie-

sen. Somit sind bei der Gestaltung und 

Verortung von gegebenenfalls notwendi-

gen externen Ausgleichsflächen auf den 

weiteren dauerhaften Entzug von frucht-

baren Flächen aus der landwirtschaftli-

chen Nutzung und die Beanspruchung 

von landwirtschaftlichen Kernräumen un-

bedingt zu verzichten. 

Ferner handelt es sich bei dem überplan-

ten Gebiet um fruchtbare landwirtschaftli-

che Flächen mit rund 75 Bodenpunkten, 

die den im Umfeld wirtschaftenden land-

wirtschaftlichen Betrieben unwiderruflich 

verloren gehen würden und zu den be-

sonders schutzwürdigen Böden zählen. 

Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass 

die nordöstlich angrenzenden landwirt-

schaftlichen Flächen adäquat befahren 

werden können und die Erschließung ge-

währleistet ist.  

 

Zur Vermeidung der Stückelung des 

Plangebietes ist zu überprüfen, ob die 

Planung des Rückhaltebeckens an ande-

rer Stelle vorteilhafter zu realisieren ist. 

abgegolten. Bei diesem Ökokonto han-

delt es sich um Flächen, deren natur-

schutzfachliche Aufwertung auf Initiative 

des Flächeneigentümers selbst angesto-

ßen wurde. Die durch Grundbucheintrag 

dinglich gesicherten Flächen sind als pri-

vates Ökokonto durch das Umweltamt 

der Stadt Bielefeld anerkannt. Eine Kon-

fliktsituation mit den Belangen der Land-

wirtschaft wird diesbezüglich nicht gese-

hen. 

 

Zu Verlust landwirtschaftlicher Flächen: 

Die Inanspruchnahme fruchtbarer land-

wirtschaftlicher Flächen zugunsten einer 

gewerblichen Entwicklung stellt grund-

sätzlichen einen Zielkonflikt dar, über den 

im Rahmen der Bauleitplanung abwä-

gend zu entscheiden ist. Dass ein drin-

gender Bedarf an Gewerbeflächen in 

Bielefeld besteht, der nicht in ausreichen-

dem Umfang auf innerstädtischen Ge-

werbebrachen etc. gedeckt werden kann, 

ist unstrittig – diesbezüglich wird auf die 

Begründungen zur 269. FNP-Änderung 

und zum Bebauungsplan Nr. III/A 20 ver-

wiesen.  

Darüber hinaus wurde die grundlegende 

Entscheidung für eine vorrangige ge-

werbliche Entwicklung im Planbereich 

vorliegend bereits im Rahmen der Neu-

aufstellung des Regionalplans getroffen. 

Durch die Ausweisung als Bereich für ge-

werbliche und industrielle Nutzungen 

(GIB) mit regionaler Bedeutung ist der 

Planbereich Vorranggebiet für eine ent-

sprechende Entwicklung. Da ein Vor-

ranggebiet als Ziel der Raumordnung im 

Sinne von § 3 Absatz 1 Nr. 2 ROG zu be-

werten ist, gilt die Vorhaltung der Flächen 

zugunsten einer GIB-Entwicklung bereits 

auf der übergeordneten Planungsebene 

als endabgewogen. Insofern handelt es 

sich trotz der betroffenen fruchtbaren Bö-

den auch nicht wie seitens der Landwirt-

schaftskammer dargelegt um einen land-

wirtschaftlichen Kernraum – diese Flä-

chen sind als Vorbehaltsgebiete im Re-

gionalplan an anderer Stelle ebenfalls 

festgelegt. 

Angesichts der nicht zu vermeidenden In-

anspruchnahme schutzwürdiger Böden 

wird in der Eingriffsbilanzierung zum Be-

bauungsplan auf den Verlust reagiert; für 
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die umweltfachlichen Aspekte des Ein-

griffs werden in Abstimmung mit der un-

teren Naturschutzbehörde ergänzende 

Ausgleichsbedarfe berechnet und darge-

stellt (Erhöhung des Kompensationsbe-

darfs unter Berücksichtigung von Schutz-

würdigkeit und Vorbelastungen um 0,15 

ökologische Wertpunkte für die betroffe-

nen Teilflächen). 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, 

dass zwischen dem/den betroffenen Flä-

cheneigentümer(n) und der interkomm 

GmbH einvernehmliche Vereinbarungen 

im Rahmen des Grundstücksgeschäfts 

getroffen worden sind, die unter anderem 

auch die Sicherung landwirtschaftlicher 

Flächen an einem anderen Standort um-

fassen. 

 

Zu Erreichbarkeit landwirtschaftlicher 

Flächen nordöstlich: 

Eine Erreichbarkeit der verbleibenden 

landwirtschaftlichen Flächen ist sicherge-

stellt. Möglichkeiten bestehen zum einen 

im Südosten zwischen Plangebietsgren-

ze und A 2, zum anderen ist im Nordos-

ten durch die interkomm GmbH eine 

neue Zufahrt angelegt worden. 

 

Zu Lage Regenrückhaltefläche: 

Die Lage des Regenrückhaltebeckens ist 

in der Topographie, der günstigen Lage 

in unmittelbarer Nähe zum Vorfluter so-

wie der Flächenverfügbarkeit begründet. 

Die Option, das Becken an anderer Stelle 

umsetzten zu können, besteht nicht. 

 

 

Zusammenfassend werden die Beden-

ken zur Kenntnis genommen. Eine Inan-

spruchnahme landwirtschaftlicher Nutz-

flächen ist mit Blick auf die verfolgten Pla-

nungsziele vorliegend nicht zu vermei-

den. Auf Grundlage der zum Entwurf fort-

entwickelten Planungen sollen die Plan-

verfahren zur 269. FNP-Änderung und 

zum Bebauungsplan Nr. III/A 20 fortge-

führt werden. 
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7 

DEUTSCHE 

TELEKOM 

TECHNIK 

GMBH 

Schreiben vom 

30.01.2025 (B-

Plan) und vom 

31.01.2025 

(FNP) 

 

 

FNP 

Gegen die vorgelegte 269. Änderung des 

Flächennutzungsplanes bestehen grund-

sätzlich keine Einwände.  

Im Planbereich befinden sich Telekom-

munikationslinien der Telekom, die aus 

den beigefügten Lageplänen ersichtlich 

sind. Diese versorgen die vorhandene 

Bebauung. Die Belange der Telekom - 

z. B. das Eigentum der Telekom, die un-

gestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre 

Vermögensinteressen – sind betroffen. 

Ich gehe davon aus, dass die Telekom-

munikationslinien punktuell gesichert, 

aber unverändert in ihrer Trassenlage 

verbleiben können. Der Bestand und der 

Betrieb der vorhandenen TK-Linien müs-

sen weiterhin gewährleistet bleiben. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen, Handlungsbedarf im Rahmen 

der 269. FNP-Änderung besteht nicht. Er-

gänzend wird auf die Behandlung der 

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 

III/A 20 verwiesen (siehe nachfolgend). 

 Auszug der beigefügten Lagepläne:  
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 B-Plan 

Zum Bebauungsplan Nr. III/A 20 nehmen 

wir wie folgt Stellung:  

Gegen den vorgelegten Bebauungsplan 

bestehen grundsätzlich keine Einwände.  

Im Planbereich befinden sich Telekom-

munikationslinien der Telekom, die aus 

den beigefügten Lageplänen ersichtlich 

sind. Diese versorgen die vorhandene 

Bebauung. Die Belange der Telekom – 

z. B. das Eigentum der Telekom, die un-

gestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre 

Vermögensinteressen – sind betroffen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese 

Telekommunikationslinien in ihrem Be-

stand und in ihrem weiteren Betrieb ge-

fährdet sind. Die Aufwendungen der Te-

lekom müssen bei der Verwirklichung des 

Bebauungsplanes so gering wie möglich 

gehalten werden. Deshalb bitten wir, un-

sere Belange wie folgt zu berücksichti-

gen: 

Der Bestand und der Betrieb der vorhan-

denen Telekommunikationslinien müs-

sen weiterhin gewährleistet bleiben. Wir 

bitten deshalb, konkrete Maßnahmen so 

auf die vorhandenen Telekommunikati-

onslinien abzustimmen, dass eine Verän-

derung oder Verlegung der Telekommu-

nikationslinien vermieden werden kann.  

Die Telekom macht darauf aufmerksam, 

dass aus wirtschaftlichen Gründen eine 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. Soweit auf Grundlage der zur 

Verfügung gestellten Planunterlagen er-

kennbar ist, werden neben einer inner-

halb der Straße Kreuzbusch verlegten 

Leitung vom Geltungsbereich keine 

Hauptversorgungsleitungen erfasst. Zur 

Sicherung dieser Leitung, die auch künf-

tig innerhalb einer öffentlichen Wegever-

bindung verbleibt, bedarf es keiner spezi-

ellen Regelungen im Bebauungsplan; sie 

ist durch die Lage innerhalb der öffentli-

chen Verkehrsfläche bereits hinreichend 

gesichert. Darüber hinaus werden nur 

einzelne Hausanschlüsse erfasst, die bei 

Umsetzung der Planung nicht mehr be-

nötigt werden. 

 

Alle weiteren mitgeteilten Hinweise sind 

im Zuge der Umsetzung zu beachten und 

werden zur umfassenden Information an 

die Bauausführenden weitergeleitet. 
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Versorgung des Neubaugebietes mit Te-

lekommunikationsinfrastruktur in unterir-

discher Bauweise nur bei Ausnutzung al-

ler Vorteile einer koordinierten Erschlie-

ßung sowie einer ausreichenden Pla-

nungssicherheit möglich ist. Das kann 

bedeuten, dass der Ausbau der Telekom-

munikationslinien im Plangebiet aus wirt-

schaftlichen Gründen in oberirdischer 

Bauweise erfolgt.  

Die Telekom orientiert sich beim Ausbau 

ihrer Festnetzinfrastruktur unter anderem 

an den technischen Entwicklungen und 

Erfordernissen. Insgesamt werden Inves-

titionen nach wirtschaftlichen Gesichts-

punkten geplant. Der Ausbau der Tele-

kom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirt-

schaftlicher Sicht sinnvoll erscheint. Dies 

bedeutet aber auch, dass die Telekom 

da, wo bereits eine Infrastruktur eines al-

ternativen Anbieters besteht oder geplant 

ist, nicht automatisch eine zusätzliche, ei-

gene Infrastruktur errichtet.  

Für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-

kommunikationsnetzes sowie die Koordi-

nierung mit dem Straßen- und Kanalbau 

und den Baumaßnahmen der anderen 

Leitungsträger ist es notwendig, dass Be-

ginn und Ablauf der Erschließungsmaß-

nahmen im Bebauungsplangebiet der 

Deutschen Telekom Technik GmbH unter 

der Absenderadresse dieser E-Mail so 

früh wie möglich, mindestens 3 Monate 

vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-

den.  

Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-

ten, dass Beschädigungen der vorhande-

nen Telekommunikationslinien vermie-

den werden und aus betrieblichen Grün-

den (z. B. im Falle von Störungen) der un-

gehinderte Zugang zu den Telekommuni-

kationslinien jederzeit möglich ist. Insbe-

sondere müssen Abdeckungen von Ab-

zweigkästen und Kabelschächten sowie 

oberirdische Gehäuse soweit frei gehal-

ten, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. 

mit Kabelziehfahrzeugen angefahren 

werden können. Es ist deshalb erforder-

lich, dass sich die Bauausführenden vor 

Beginn der Arbeiten über die Lage der 

zum Zeitpunkt der Bauausführung vor-

handenen Telekommunikationslinien der 

Telekom informieren. Die Kabelschutzan-

weisung der Telekom ist zu beachten.  
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Weitere Kabelauskünfte erhalten Sie un-

ter der E-Mail-Adresse   

Planauskunft.West1@telekom.de oder 

im Internet unter https://trassenauskunft-

kabel.telekom.de.  

Für die zukünftige Erweiterung des Tele-

kommunikationsnetzes sind in allen Ver-

kehrswegen geeignete und ausreichende 

Trassen für die Unterbringung der Tele-

kommunikationslinien der Telekom vor-

zusehen.  

Zur Versorgung neu zu errichtender Ge-

bäude mit Telekommunikationsinfra-

struktur durch die Telekom ist die Verle-

gung neuer Telekommunikationslinien im 

und außerhalb des Plangebietes erfor-

derlich. 

 Auszug der beigefügten Lagepläne:  
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8 

STADTWERKE 

BIELEFELD 

GMBH 

Schreiben vom 

24.01.2025 

 

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH vertritt im 

Rahmen von Bauleitplanungen in Biele-

feld die Belange der Betreiber der Spar-

ten Elektrizität, Fernwärme, Gas, Was-

ser, Straßenbeleuchtung und Telekom-

munikation. [...].  

Diese Belange werden von den beab-

sichtigten Darstellungen/Festsetzungen 

der anstehenden Bauleitplanung insoweit 

berührt, als dass planerische Festsetzun-

gen zur Sicherung der Elt-Versorgung 

getroffen werden müssen. 

 

Hierzu regen wir an, die in dem beigefüg-

ten Bebauungsplanentwurf durch Plan-

zeichen und Gelbfärbung gekennzeich-

neten Standorte gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 12 

BauGB als Fläche für Versorgungsanla-

gen - Elektrizität - in der Größe von 3,00 

x 5,00 m festzusetzen.  

Auszug Anlage: 

 

 

 

Die Stellungnahme betrifft das Planver-

fahren zum Bebauungsplan Nr. III/A 20.  

 

Der Gebietsversorgung dienende Anla-

gen für Elektrizität in der genannten Di-

mension können in Baugebieten sowohl 

innerhalb als auch außerhalb der über-

baubaren Flächen auch ohne weiterge-

hende Regelungen im Bebauungsplan 

zugelassen werden. Für die Unterbrin-

gung derartiger Anlagen bestehen im 

Plangebiet hinreichend Möglichkeiten – 

von einer Flächenfestsetzung und kon-

kreten Verortung der Anlagen im Bebau-

ungsplan soll im Sinne der Flexibilität ab-

gesehen werden. Klarstellend wird aber 

die Errichtung entsprechender Anlagen 

inner- oder außerhalb der überbaubaren 

Flächen in den textlichen Festsetzungen 

berücksichtigt. Im Rahmen der späteren 

Gebietserschließung verbleibt somit ent-

sprechend Spielraum, die erforderlichen 

Trafostationen bzgl. Anzahl, Lage und 

Größe bedarfsangepasst umzusetzen. 

 Weiterhin teilen wir Ihnen mit, dass sich 

im Plangebiet Hausanschlussleitungen 

verschiedener Sparten befinden. Die ge-

nannten Leitungen können bei einer 

Überplanung erst nach einer eventuellen 

Umbindung oder nach Kündigung der An-

schlüsse außer Betrieb genommen wer-

den. 

Die Hinweise betreffen die Umsetzungs-

ebene und werden zur umfassenden In-

formation an die interkomm GmbH wei-

tergeleitet. 

 Bezüglich der Bepflanzung im Plangebiet 

wird angeregt, das DVGW-Regelwerk 

(GW 125) zu beachten und sinngemäß in 

die Begründung aufzunehmen. Nach 

dem DVGW-Regelwerk (GW 125) bzw. 

dem „Merkblatt über Baumstandorte und 

Ein entsprechender Hinweis wird zum 

Entwurf in die Planunterlagen aufgenom-

men. 
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unterirdische Ver- und Entsorgungsanla-

gen“ der Forschungsgesellschaft für Stra-

ßen- und Verkehrswesen ist bezüglich 

Baumpflanzungen im Bereich vorhande-

ner Versorgungsleitungen gemäß Ab-

schnitt 3.2 der genannten Richtlinie zu 

verfahren. Hieraus ist abzuleiten, dass 

bei Abständen von über 2,50 m zwischen 

Baumstandort und Außenhaut der Ver-

sorgungsanlage i. d. R. keine Schutz-

maßnahmen erforderlich sind. Bei Ab-

ständen zwischen 1,00 m und 2,50 m ist 

der Einsatz von Schutzmaßnahmen vor-

zusehen (z. B. Einbau einer Wurzel-

sperre zum Schutz von Versorgungslei-

tungen wie in der Vergangenheit prakti-

ziert). Bei Abständen unter 1,00 m ist 

eine Baumpflanzung nur in Ausnahmefäl-

len möglich. Bei dem Einbau der Wurzel-

sperre ist auf jeden Fall zu beachten, 

dass der Abstand von 0,30 m zwischen 

der Wurzelsperre und der Außenhaut der 

Versorgungsanlage nicht unterschritten 

wird (erforderlicher Arbeitsraum bei der 

Beseitigung von Störungen). Die genann-

ten, auf Versorgungsleitungen anzuwen-

denden Kriterien gelten sinngemäß auch 

für kreuzende Hausanschlussleitungen. 

 Abschließend behalten wir uns vor, im 

weiteren Verfahren gemäß § 4 (2) BauGB 

ggf. über die bereits genannten Hinweise 

hinaus Ergänzungen und Bedenken zu 

äußern. 

Zusammenfassend werden die inhaltli-

chen Anregungen in Bezug auf den Be-

bauungsplan in den Planunterlagen wie 

dargelegt aufgegriffen. Das Planverfah-

ren soll auf Grundlage der zum Entwurf 

weiterentwickelten Planung fortgeführt 

werden. 

9 

MOBIEL GMBH 

Schreiben vom 

07.01.2025 

 

Wir bedanken uns für die bereits gute Be-

schreibung des ÖPNV-Angebotes in Ka-

pitel 5.3 „Verkehr und Erschließung“ und 

von unserer Seite bestehen keine Beden-

ken oder Einwände gegen die Aufstellung 

des B-Planes. 

Bitte korrigieren und ergänzen Sie im 

oben genannten Kapitel folgenden Ab-

satz mit den in kursiver Schrift [...] ge-

kennzeichneten Wörtern/Sätzen. Es han-

delt sich lediglich um ergänzende Anga-

ben zur StadtBahn, den verkehrenden 

Buslinien und dem Nachtbusangebot: 

Die ÖPNV-Erschließung des Plangebiets 

erfolgt tagsüber über die Bus-Haltestelle 

 

Die Stellungnahme wurde zu beiden 

Planverfahren eingereicht, bezieht sich 

inhaltlich aber auf den Bebauungsplan 

Nr. III/A 20. Die Begründung wird sinnge-

mäß um die mitgeteilten Hinweise zur 

derzeitigen ÖPNV-Versorgung des Sied-

lungsbereichs ergänzt.  
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„Horst“. Sie befindet sich direkt angren-

zend an das Planungsgebiet in Höhe des 

Abzweigs Vinner Straße/Grenzweg. Von 

ihr verkehren die folgenden Buslinien: 

• Linie 33 (Milse – Sieker, über Heepen), 

werktags und samstags im 30-Minuten-

Takt, sonntags ganztägig im 60-Minu-

ten-Takt.  

• Linie 52 mit einigen schulbezogenen 

Fahrten morgens und nachmittags. 

Die Endhaltestelle „Altenhagen“ der 

StadtBahn Linie 2 liegt ca. 2 km vom 

Plangebiet entfernt. Von Altenhagen bzw. 

Milse verkehrt die StadtBahn Linie 2 in 

Richtung Bielefelder Innenstadt, den 

Hauptbahnhof und weiter Richtung Sie-

ker. Sie fährt werktags und samstags im 

10-Minuten-Takt und sonn- und feiertags 

im 15-Minuten-Takt. 

In den Nächten von Freitag auf Samstag 

und vor Sonn- und Feiertagen kann das 

Gebiet über die ca. 1 km entfernt liegende 

Haltestelle „Starke“ mit der Nachtbus-Li-

nie N4 erreicht werden. 

Insgesamt sind somit grundlegende Vo-

raussetzungen gegeben, das künftige 

Gewerbegebiet mit Mitteln des ÖPNV zu 

erreichen. Die Stadt bittet darüber hinaus 

den/die Träger der Nahversorgung um In-

formationen bzgl. ggf. möglicher Maß-

nahmen zur Verbesserung des ÖPNV-

Anschlusses, die bei einer vollständigen 

Umsetzung des Gewerbestandorts in 

Frage kommen könnten.  

10 

GASCADE 

GASTRANS-

PORT GMBH 

2 inhaltlich iden-

tische Schrei-

ben mit Datum 

vom 03.01.2025 

 

Wir, GASCADE Gastransport GmbH, 

antworten Ihnen zugleich auch im Namen 

und Auftrag der Anlagenbetreiber SEFE 

Energy GmbH (Rechtsnachfolgerin der 

WINGAS GmbH) sowie NEL Gastrans-

port GmbH. 

Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick 

auf eine Beeinträchtigung unserer Anla-

gen teilen wir Ihnen mit, dass unsere An-

lagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 

betroffen sind. Dies schließt die Anlagen 

der v. g. Betreiber mit ein. 

Sollten externe Flächen zur Deckung des 

Kompensationsbedarfs erforderlich sein, 

sind uns diese ebenfalls zur Stellung-

nahme vorzulegen.  

 

Die Stellungnahmen beziehen sich auf 

beide Planverfahren und werden zur 

Kenntnis genommen; Anlagen des Ver-

sorgungsträgers sind demnach nicht be-

troffen. 

Bei den plangebietsextern erforderlichen 

Ausgleichsmaßnahmen handelt es sich 

nicht um neu auszuweisende Flächen, 

sondern es wird auf Ökowertpunkte eines 

bereits durch die untere Naturschutzbe-

hörde anerkannten Ökokontos zurückge-

griffen. Die Maßnahmen auf den betref-

fenden Flächen dort sind bereits umge-

setzt.  

Hiervon unbenommen wird der Versor-

gungsträger im Verfahren weiter beteiligt. 
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Wir bitten Sie daher, uns am weiteren 

Verfahren zu beteiligen. 

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass 

sich Kabel und Leitungen anderer Betrei-

ber in diesem Gebiet befinden können. 

Diese Betreiber sind gesondert von Ihnen 

zur Ermittlung der genauen Lage der An-

lagen und eventuellen Auflagen anzufra-

gen. 

11 

LWL-ARCHÄO-

LOGIE FÜR 

WESTFALEN 

Schreiben vom 

27.01.2025 

 

Das Plangebiet liegt in einem bereits 

während der Eisenzeit genutzten Areal, 

hierauf weisen Fundstellen dieser Epo-

che aus dem Umfeld hin. Da Hofstellen 

dieser Zeit nach einigen Jahrzehnten der 

Nutzung neu errichtet wurden, streuen 

diese meist über großräumige Gebiete. 

Südlich des auf einer fruchtbaren Para-

braunerde gelegenen Plangebietes befin-

det sich eine Quellmulde, wodurch in den 

darüber gelegenen Bereichen mit dem 

Vorhandensein von Bodendenkmalsub-

stanz in Form urgeschichtlicher Hofstel-

len und den dazugehörigen Bestattungs-

plätzen gerechnet werden muss. Dies gilt 

insbesondere auch für den am Vogel-

bach gelegenen südlichen Teil. 

Um einer Entdeckung von Bodendenk-

mälern während der Bauphase zuvorzu-

kommen, welche unweigerlich zu auf-

schiebenden Wirkungen führen würde, 

die für das durchgeplante Bauvorhaben 

erhebliche Konsequenzen hätten, ist das 

Plangebiet im Vorfeld der Baumaßnahme 

durch gezielte Baggerschnitte auf das 

Vorhandensein von Bodendenkmälern zu 

überprüfen. 

Diese Überprüfung könnte durch Mitar-

beiter:innen unseres Hauses durchge-

führt werden, sofern der Vorhabenträger 

einen Bagger samt Fahrer zur Verfügung 

stellt. 

Für die Sondageschnitte muss zwingend 

ein (Ketten-) Bagger mit einer breiten, 

schwenkbaren Böschungsschaufel zum 

Einsatz kommen. Andernfalls kann die 

Untersuchung nicht durchgehrt werden. 

Durch dieses Vorgehen ließe sich bereits 

frühzeitig Planungssicherheit herstellen. 

Auf Grundlage der Ergebnisse der Sach-

standsermittlung würde sich abschlie-

ßend beurteilen lassen, ob bzw. inwieweit 

den jeweiligen Planungen Belange des 

 

Die Stellungnahme wurde zu beiden 

Planverfahren eingereicht, betrifft aber 

vom Grundsatz her die Umsetzungs-

ebene. Sie wird zur Kenntnis genommen 

und zur umfassenden Information an die 

interkomm GmbH weitergeleitet. Der vor-

liegenden Planung entgegenstehende 

Belange leiten sich hieraus nicht ab, ein 

Umgang mit ggf. auftretenden Boden-

denkmälern ist grundsätzlich möglich. 

Die Planunterlagen werden sinngemäß 

ergänzt. 
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Bodendenkmalschutzes entgegenstehen 

und eine planerische Rücksichtnahme 

und/oder weitergehende Ausgrabung, die 

ggf. aufgrund des Verursacherprinzips 

gem. § 27 Abs. 1 DSchG NRW zu Lasten 

des Vorhabensträgers gehen würde, er-

forderlich machen. 

Beim Auftreten erhaltenswerter Boden-

denkmalsubstanz ist diese ggf. in-situ zu 

konservieren und/oder in den Neubau 

einzubeziehen. 

Wir bitten den Vorhabenträger daher, 

sich frühzeitig mit uns in Verbindung zu 

setzen (LWL-Archäologie für Westfalen/ 

Außenstelle Bielefeld, Am Stadtholz 24a, 

33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50, E-

Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.orq). 

Das Museum für Naturkunde, Referat pa-

läontologische Bodendenkmalpflege, bit-

tet in die Festsetzungen und evtl. Geneh-

migungen folgenden Hinweis mit aufzu-

nehmen:  

Um eine baubegleitende Beobachtung 

organisieren zu können, ist der Beginn 

der Erdarbeiten der LWL-Archäologie für 

Westfalen, hier im Auftrag: LWL-Museum 

für Naturkunde, Westfälisches Landes-

museum mit Planetarium, Sentruper Str. 

285, 48161 Münster, Tel.: 0251 591-

6125, E-Mail: palaeontologie@lwl.org, 

schriftlich, mindestens 2 Wochen im Vo-

raus anzuzeigen. 

12 

IHK OST-

WESTFALEN 

ZU BIELEFELD 

Schreiben vom 

30.01.2025 

 

Die vorgelegte Planung dient der Erwei-

terung und Arrondierung des interkom-

munalen Gewerbegebietes Gewerbe-

Park OWL mit Herford und Bad Salzuflen. 

Die Stadt Bielefeld verfügt ebenso wie die 

anderen genannten Kommunen über na-

hezu keine Gewerbeflächenangebote an 

Unternehmen. Auch deutet sich an, dass 

die durch den Regionalplan OWL vorge-

gebenen Flächenkontingente in den 

Nachbarkommunen, insbesondere in 

Herford nur schwer entwickelt werden 

können, sodass auch zukünftig ein Man-

gel an Gewerbeflächen bestehen bleibt. 

In Herford kann das interkommunale Ge-

werbe- und Industriegebiet voraussicht-

lich nicht im vollen Umfang der Vorgaben 

der im neuen Regionalplan vorgesehe-

nen Flächen erfolgen und wird nur einen 

kleineren Teil des Gebietes umfassen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-

nommen. Grundsätzlich bietet die Fläche 

aufgrund der gegebenen Abstände zu 

Wohnsiedlungen, die verkehrliche Anbin-

dung über die nahe gelegenen überge-

ordneten Hauptverkehrsstraßen etc. sehr 

gute Voraussetzungen für eine gewerbli-

che Entwicklung, die durch die Regelun-

gen zur Art der baulichen Nutzung ent-

sprechend zweckgebunden für das pro-

duzierende und verarbeitende Gewerbe 

unterstützt wird. Gleichwohl ergeben sich 

gerade aufgrund der verkehrsgünstigen 

Lage hinsichtlich der Ansiedlung störfall-

relevanter Betriebe/Anlagen entspre-

chende Einschränkungen. Insbesondere 

sind hier die die stark frequentierten Ver-

kehrstrassen (A 2 im Osten inkl. der A 2-

Anschlusstelle im Nordosten, sowie 

L 712n im Norden) als schutzbedürftige 
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Bielefeld konnte in den vergangenen fünf 

Jahren so gut wie gar keine Flächenan-

gebote mehr machen und gilt in Bezug 

auf Gewerbe- und Industrieflächen als 

ausverkauft.  

Trotz der derzeitigen wirtschaftlichen Kri-

sensituation stellen wir eine Nachfrage 

nach marktfähigen Gewerbeflächen in 

Bielefeld fest. Die im vorgelegten Bebau-

ungsplan entwickelten Wirtschaftsflä-

chen decken hiervon nur einen kleinen 

Teil, sodass wir, wie auch in der Begrün-

dung dargelegt, von einer großen Nach-

frage nach den Flächen ausgehen. 

Die Ausweisung der Gewerbeflächen im 

Zuge der Aufstellung des Bebauungs-

plans III/A 20 ist aus unserer Sicht drin-

gend notwendig, um dem großen Mangel 

an Gewerbeflächen zu begegnen. Die Er-

weiterung ist auch aus städtebaulicher 

Sicht sinnvoll, um eine Agglomeration 

von Gewerbe an verkehrsgünstig gelege-

nen Standorten sowie eine möglichst 

hohe Baudichte zu ermöglichen. Hier-

durch kann mit Flächen insgesamt spar-

sam umgegangenen werden. Die Überle-

gungen zur Planung sind aus unserer 

Sicht sinnvoll und nachvollziehbar. 

Die Stadt beabsichtigt im Plangebiet  

einen Ausschluss von Betrieben nach 

Störfallverordnung im Sinne des BIm-

SchG. Wir sprechen uns für eine noch-

malige Prüfung aus, da es nahezu keine 

Gebiete gibt, in denen entsprechende 

Betriebe untergebracht werden können. 

Dies könnte möglicherweise durch eine 

etwas stärkere Untergliederung des Plan-

gebietes erreicht werden, um sowohl die 

Abstandserfordernisse einzuhalten als 

auch Betriebe nach Störfallverordnung 

unterzubringen. 

Die Planung wird aus Sicht der IHK aus-

drücklich unterstützt. 

Gebiete im Sinne des § 50 Satz 1 

BImSchG zu bewerten – aufgrund der 

Nähe zu diesen Hauptverkehrswegen 

sollen im Rahmen der vorliegenden An-

gebotsplanung Störfallbetriebe auch wei-

terhin nicht zugelassen werden. 

 

 
 
 
Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen: 
 
13 Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion K/KK 34 KP/O (ohne Stellungnahme) 

14 Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion Verkehr/Führungsstelle (ohne Stellungnahme) 

15 DB Netz AG (ohne Stellungnahme) 

16 Landesbetrieb Wald und Holz NRW (ohne Stellungnahme) 
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17 Vodafone NRW GmbH, 2 Schreiben vom 13.01.2025 

18 BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH (ohne Stellungnahme) 

19 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Münster (ohne Stellungnahme) 

20 PLEdoc GmbH (ohne Stellungnahme) 

21 Gasunie Deutschland Services GmbH (ohne Stellungnahme) 

22 Avacon AG, Schreiben vom 06.12.2024 

23 TenneT TSO GmbH, Mitteilung vom 05.12.2024 

24 Amprion GmbH (ohne Stellungnahme) 

25 Handwerkskammer (ohne Stellungnahme) 

26 LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen (ohne Stellungnahme) 

27 Handelsverband Ostwestfalen-Lippe e.V. (ohne Stellungnahme) 

28 euNetworks GmbH, 2 Schreiben vom 04.12.2024 

29 Stadt Bad Salzuflen (ohne Stellungnahme) 

30 Hansestadt Herford (ohne Stellungnahme) 

31 Kreis Herford (ohne Stellungnahme) 

32 Kreis Lippe, Schreiben vom 31.01.2025 
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3. ERGEBNIS DER AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN 
BETEILIGUNG ZUM VORENTWURF 

 
Nach Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und 
der Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung sowie unter Einbeziehung von ergänzenden 
Anregungen und Hinweisen der städtischen Fachämter wurden die Vorentwurfsplanungen zur 
269. FNP-Änderung sowie zum Bebauungsplan Nr. III/A 20 jeweils als Entwurf weiter ausge-
arbeitet. Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit städte-
baulich vertretbar, in den vorliegenden Planungen berücksichtigt. 
 
 
ÜBERSICHT DER WESENTLICHEN ERGÄNZUNGEN UND ÄNDERUNGEN ZUM ENT-
WURF 
 
269. FNP-Änderung 
keine 
 
 
Bebauungsplan Nr. III/A 20 
 
Planzeichnung / Textliche Festsetzungen 

- Anpassung und Ergänzungen an Ergebnisse der Erschließungs-/Entwässerungsvor-
planungen 

- Anpassung und Ergänzungen gemäß Abwägungsvorschlag Autobahn GmbH 
- Ergänzung einer Regelung gemäß Abwägungsvorschlag Stadtwerke 
- Anpassung der IFSP-Kontingentierung an neue BauGB-Rechtsgrundlage und der Bau-

gebietsgliederung (Abstandsklassen) 
- Anpassung bzgl. Unzulässigkeit von Freiflächensolaranlagen 
- Aufnahme von Regelungen zum Schutz vor Verkehrslärm (Ergebnisse gemäß Schall-

gutachten) 

- Anpassung und Konkretisierung der Pflanzvorgaben 
- Aufnahme von Regelungen zur Nutzungsextensivierung/ökologischen Aufwertung des 

Gewässerrandstreifens entlang des Vogelbachs 
- Ergänzungen der gestalterischen Regelungen (Einhausung von Dachaufbauten, was-

serdurchlässige Pkw-Stellplätze) 
- Aufnahme ergänzender Hinweise zur Beachtung 

 
Begründung 

- Fortschreibung entsprechend der Verfahrensergebnisse / Weiterentwicklung des Plan-
entwurfs 
 

Umweltbericht 
- erstmalige Ausarbeitung 


